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      Ein letzter Faktencheck vor der Kommunalwahl am 14.03.21

       

      Das b-now 5-Punkte-Programm, für die Kommunalwahl 2021

       

      

       

      

       

       

      Wer sind wir, wofür stehen wir?

       

      Unser Team setzt sich aus vielen Bereichen unserer Gesellschaft zusammen. Handwerker, Angestellte, Gewerbetreibende, Führungskräfte, Ruheständler, junge Menschen, Frauen und Männer.

       

      • Wir sind nicht von parteipolitischen Vorgaben aus Bund, Land oder Kreis abhängig und geben den ureigenen Neu-Anspacher Interessen Priorität

      • Wir werden auch zukünftig eigenständig bleiben und sind ausschließlich dem Wohle unserer Stadt verpflichtet. Es gibt keinen Fraktionszwang, jeder entscheidet auf Grundlage seines eigenen Gewissens.

      • Wir sind stolz, die unsinnige Zerstörung unseres Naturparks durch einen „Windpark“ mit der überwältigenden Zustimmung im Bürgerentscheid verhindert zu haben

      • Wir haben erreicht, den früheren Politik-Stil hin zu transparenter, parlamentarischer Meinungsvielfalt zu verändern

      • Wir haben gemeinsam mit Partnern Wege gefunden, den galoppierenden Schuldenanstieg zu stoppen. Mit der b-now wird es keine teuren „Prestige-Projekte“ zu Lasten der Bürger geben.

      • Wir bekennen uns dazu, wenn nötig, unpopuläre Beschlüsse konsequent zu verfolgen

      • Wir werden die Interessen der Stadt bei Kreis, Land und Bund aktiv einfordern

      • Wir sehen uns als Triebfeder einer lebendig und demokratisch gelebten, kommunalen Parlamentskultur

       

      Das wollen wir zukünftig vorantreiben:

       

      Der fortschreitende Klimawandel hat dem Wald schwer zugesetzt. Wir wissen um die Klimarelevanz eines intakten Waldes und unterstützen die Aufforstungen mit persönlichem Engagement und finanzieller Unterstützung um den Erhalt unseres Naturparks auch für nachfolgende Generationen zu sichern. Ziele sind:

       

      • Robuster Waldumbau

      • Keine neuen Monokulturen

      • Aufforstung als Mischwald

      • Verstärkt Versickerungsflächen schaffen

      • Windkraft im Wald verhindern

      • Sanften Tourismus fördern

       

      Ohne Wasser kein Leben – wir haben die überlebenswichtige Bedeutung unserer Wasser-Ressourcen erkannt und uns Ziele gesetzt:

      Sensibilisierung der Bevölkerung

       

      • Sparsamer Umgang mit Trinkwasser

      • Zisternennutzung intensivieren

      • Grundwasseraufbau durch Versickerung

      • Vollständige Abwasseraufbereitung und - Nutzung

       

      Der Schuldenabbau ist auch weiterhin eine Kernaufgabe, für die wir uns in der Zukunft mit voller Kraft engagieren werden

      Corona-Neuverschuldung minimieren

       

      • Mittelzentren-Status für Neu-Anspach

      • Einkommensteuer Zuwendungsgerechtigkeit einfordern

      • Ausgaben optimieren und weiter verringern

      • Moderate Gewerbeansiedelung fördern

      • Konsequente Folgekostenplanung  (Bevölkerungszuwachs)

      • Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) ausbauen

      • Förderprogramme optimal ausschöpfen

       

      Die konstruktive Stadtentwicklung (Gemeinwesen, Wohnen und Gewerbe) auf Basis der im Masterplan 2040 erarbeiteten Vorschläge werden wir behutsam unterstützen.

       

      • Vermeidung städtebaulicher Schnellschüsse

      • Innenverdichtung vor Außenerweiterung

      • Moderates Wachstum max. 16.500 Einwohner (bis 2040)

      • Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur

      • Projektkosten und -Nutzen Betrachtung

      • Erhaltung von Freizeit- und Kultureinrichtungen

      • Offenheit für neue städtebauliche Konzepte

       

      Wichtige Basis für ein funktionierendes Gemeinwesen ist ein leistungsfähiges Netz aus lokalen Handwerksbetrieben, Einkaufsmöglichkeiten, Ärzten, mittelständischen Handels- und Gewerbebetrieben. Ziele sind:

       

      • Möglichst fußläufige, komplette Versorgung

      • Stärkung des heimischen Gewerbes

      • Einnahmenorientierte Gewerbe-Neuansiedlung

      • Förderung neuer Arbeits- und Ausbildungsplätze

       

      Sehr wichtig ist uns, Politik von Bürgern für Bürger zu machen.  Wir werden uns für die Bedürfnisse aller Altersgruppen einsetzen. Dazu ist es wichtig, weiterhin interessierte Bürger einzubinden.

       

      • Monatliche Bürger- Stammtische

      • Demokratische Bürgerbeteiligung

      • Sinnvolle Jugend-Freizeitangebote

      • Kostengerechte Kinder- und Jugendbetreuung

      • Seniorengerechte Freizeitangebote

      • Förderung und Unterstützung lokaler Vereine

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

       

      Da nicht alle Haushalte unseren

      aktuellen Flyer erhalten haben, aber eine große Nachfrage besteht, hier noch einmal unser Flyer zum nachlesen, downloaden und der Einladung zum mitmachen.

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Empörung der CDU über das Haushaltssicherungskonzept unglaubwürdig

       

       

      In der Presse wurde seitens der CDU und der Freien Wählern heftige Kritik an unserer gemeinsamen PM (SPD, b-now) laut, auf die wir nicht weiter in der Tagespresse reagieren werden, sondern hier auf Facebook die Diskussionsplattform für interessierte Bürger nutzen wollen. Hier nun unsere Sicht der Dinge.

      Zum wiederholten Mal lesen wir bei der CDU das Märchen von der eigenen Unschuld an der Finanzsituation der Stadt, garniert mit der Feststellung, es ja besser gewusst zu haben. Statt die hinlänglich bekannten Entwicklungen und die Lasten der Vergangenheit anzuerkennen und wirklich konstruktive Beiträge zu leisten, werden die Fakten der Zeit vor 2016 schlicht ignoriert oder verdreht.

      Bekanntlich haben der Stadt diverse unverschuldete Belastungen zum Haushalt 2020 einen Fehlbetrag von weit über 2 Mio Euro erzeugt, der bei der historischen Altlast nicht zu kompensieren war. Allen, die Anderes behaupten sei gesagt, die Schuldenwende ist dennoch geschafft, denn seit 2016 sind die Schulden nicht mehr, wie in den Jahren seit 2008, um jährlich ca. 4 Mio Euro gestiegen, sondern leicht gesunken. Die galoppierende Zunahme der Verschuldung ist gestoppt und die Stadt hat wieder ein wenig Eigenkapital in den Büchern.

      Zur Erinnerung: Mehrfach hatte der Landrat als Kontrollinstanz die ehemalige Stadtregierung vor 2016 ermahnt, die Finanzen zu konsolidieren. Zur Zeit des Doppelhaushaltes 2015/2016 wollte der alte Bürgermeister einen Genehmigungsrahmen für Kassenkredite von über 20 Mio. Euro beantragen, um die Löcher zu stopfen – das Eigenkapital war aufgebraucht und somit die Kreditwürdigkeit der Stadt ausgereizt. Es muss für die CDU geradezu eine Erlösung gewesen sein, aus dieser Verantwortung durch die verlorene Wahl befreit worden zu sein, denn die Altlasten sind nicht wegzudiskutieren. Nach 2016 wären, unabhängig von der Farbe der Parteien im Stadtparlament, in jeder Beziehung äußerst schmerzliche Einschnitte notwendig geworden. Auch dem Landrat wäre es nicht mehr möglich gewesen, seinen Entscheidungsspielraum zu Gunsten der Stadt Neu-Anspach weiter auszuschöpfen, weil die gesetzliche Schuldenbremse dies nicht mehr erlaubt hat. Unzweifelhaft hat es harte Rückschläge für die Bemühungen um Konsolidierung gegeben und es ist auch klar, dass noch ein weiter Weg zu gehen ist.

      Welche finanziellen Konsequenzen die aktuelle Corona-Krise „on top“ haben wird, ist sowohl hinsichtlich der noch nicht absehbaren finanziellen Ausfälle wie auch bei angekündigten Unterstützungszahlungen von Bund und Land noch völlig unklar. Bei der Bewältigung der Corona-Krise wird man sich an Empfehlungen der übergeordneten Behörden und auch der Interessenvertretung – dem Hessischen Städte- und Gemeinde Bund (HSGB) orientieren. Der Verwaltung und auch den politischen Gremien steht hier im Herbst noch viel Arbeit bei der Erstellung eines Nachtragshaushaltes ins Haus. Es wäre zu wünschen, hier endlich einmal mehr Gemeinsamkeit der Politik zu proben – zum Wohle der Stadt und ihrer Bürger.

       

      __________________________________________________________________________________________________________

       

      Presseinformation 27.04.2020

      Bürgerliste neue offene Wählergemeinschaft in Neu-Anspach

       

      Diskussion über das Haushaltssicherungskonzept 

      IIn der aktuellen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusssitzung am 29. April 2020 soll bekanntlich das Haushaltssicherungskonzept der Stadt überarbeitet werden, um einen genehmigungsfähigen Haushalt vorlegen zu können – rund 600.000 Euro fehlen aktuell.

       

      Vor wenigen Tagen äußerte sich die CDU gemeinsam mit Grünen und FWG in der Presse. Schlagworte wie: „Überheblichkeit und Arroganz“, „die sehr angespannte Situation hat das 3er-Bündnis zu verantworten“ (gemeint sind SPD, NBF und b-now) und „die haushaltsrechtliche Situation ist besorgniserregend und schlimm“ waren dort zu lesen.

      „Ja, die Haushaltslage ist schlimm, doch wer hat’s maßgeblich verursacht? SPD und NBF bekennen sich heute zu ihrer historischen Verantwortung, bei CDU, Grünen und FWG ist das nicht der Fall. Es ist beschämend, dass hier erneut von der eigenen Verantwortung für die finanzielle Misere der Stadt abgelenkt werden soll, denn bereits 2011 wurde die Schuldenbremse in der Landesverfassung verankert. Von 2011 bis 2016 stieg jedoch die Verschuldung der Stadt Neu-Anspach um weitere ca. 18 Mio auf ca. 46 Mio Euro. Warum wurde nicht schon ab 2012 ein weiterer Schuldenaufbau verhindert? Nein, es wurde weiter aus dem Vollen geschöpft und das mit Zustimmung des Landrats. War nicht das überheblich und arrogant ja sogar unverantwortlich?“ fragt Till Kirberg, Vorsitzender des Haupt- und Finanzausschusses.

       

      In der Haushaltsklausur Ende 2019 wurden die Parlamentarier vom Fraktionsvorsitzenden Birger Strutz davon in Kenntnis gesetzt, dass die CDU ja gute Vorschläge für die Konsolidierung des Haushalts hätte, man sie aber nicht mit b-now, SPD und NBF teilen wolle. Doch nun hat die finanzpolitische Sprecherin der CDU, Frau Bolz, einen Lösungsansatz parat: eine Abwälzung der Finanzsorgen ohne strukturelles Umdenken bei der Kinderbetreuung sei nicht tragbar - so der Vorschlag der CDU.

       

      „Die b-now ist hoch erfreut, dass die CDU endlich unsere Auffassung teilt, ein strukturelles Umdenken in der Kinderbetreuung sei notwendig. Ja, da hat die CDU wirklich recht, nur leider hat sie vergessen, dass sie selber diese Strukturen maßgeblich erschaffen hat. Man hat sich damals nicht am tatsächlichen Bedarf bei den Öffnungszeiten orientiert und für die teuerste Variante der U3-Betreuung entschieden, die Kinderkrippe VzF Mini-Mitte. Darüber hinaus wurden Hortgruppen in Kitas eingerichtet - das ist die teuerste Form der Schulkinderbetreuung“ erläutert Bernd Töpperwien und fährt fort: „Dass der Haushalt ein Risiko der Nachbesserung beinhaltet, war uns klar, nur waren wir der Ansicht, dass die Genehmigungsbehörden die schlechten Startbedingungen aus 2016 und die außergewöhnlichen Belastungen der letzten Jahre stärker berücksichtigen würden. Die Zins- und Tilgungsleistungen von ca. 2,5 Mio Euro pro Jahr, 2,2 Mio Euro Kassenkredite-Restschuld durch unvollständige Übernahme in die Hessenkasse, 1,8 Mio Euro Gewerbesteuerrückforderung, die 6-stündige Gebühren-Freistellung im Kita-Bereich, hohe Personalkosten-Steigerungen und die um 8% verfehlte Steuerprognose für 2019 haben nicht zu stopfende Löcher in den Haushalt gerissen.“

       

      Durch die Corona-Krise kommen nun auf viele Städte und deren Bürger unkalkulierbare Belastungen zu – Gewerbe- und Einkommensteuern brechen ein und Gebühreneinnahmen fallen weg. Das Personal muss weiterhin bezahlt werden, da Kurzarbeit im Öffentlichen Dienst noch nicht möglich ist. Auch den Bürgern fehlt viel Geld oder gar der Arbeitsplatz und ein Ende ist nicht absehbar.

      „In Zeiten wie diesen, mit einer nicht einschätzbaren Situation für Bürger und Wirtschaft wäre es unsittlich, die Bürger auch noch zusätzlich finanziell zu belasten und sie unter Umständen in die individuelle Zahlungsunfähigkeit zu treiben. Eine vollständige Umsetzung der finanziellen Forderungen der Genehmigungsbehörden für den Haushalt 2020 ist daher unrealistisch und wird von der b-now nicht unterstützt“ stellt Christian Holm abschließend fest.

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Am 16. 11. fand nahe des Hessenparks eine große Edelkastanien Pflanzaktion mit ca 80-100 motivierten Helfern statt. 
Für weitere Aktionen hat die b-now 1.000 Euro als Spende zugesagt.

       

      

       

      

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Auf dem September-Stammtisch der b-now hatten unsere Gäste Gelegenheit, den neuen Förster, Herrn Christoph Waehlert begrüßen zu können. Herr Waehlert stellte sich und seinen bisherigen beruflichen Werdegang vor und schilderte den ca. 40 anwesenden Gästen - unter ihnen Bürgermeister Pauli, Andreas Moses, Kevin Kulp und André Sommer - die schlimme Situation unseres Waldes nach nun zwei trockenheißen Sommern. Diverse Fragen aus dem Publikum beantwortete Herr Waehlert im Anschluss umgehend und kompetent.

       

      Der besorgniserregende Zustand des Waldes wird die Politik in den nächsten Jahren intensiv beschäftigen - es ist jedoch schon jetzt sichtbar, dass sich der Wald dramatisch verändern wird. Fichten-Monokulturen wird es nicht mehr geben. Auch muss in den kommenden Jahren in den Wad investiert werden, Einnahmen aus Holzverkäufen sind für die nächsten Jahre nicht zu erwarten. Die Katastrophe bringt jedoch auch eine Chance für einen ökologischen Neuanfang mit sich, Konzepte werden derzeit intensiv diskutiert.

       

      Weitere Informationen können Sie der anhängenden Präsentation entnehmen.

       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Fragen der b-now an die Verwaltung und PlanES zum ISEK 2040

       

      	Wird die Verkehrs-Infrastruktur ausgebaut (PPR, Taunusbahn, Köpperner Tal)? Gibt es Ansätze zum Kreis hin oder Gespräche mit den Umlandgemeinden?
	Wie wird die erforderliche Wasserversorgung bei Wachstum der Bevölkerung sichergestellt?
	Wie lassen sich Naturschutz und Expansion (Bodenwerte, zu versiegelnde Flächen) sinnvoll kombinieren?
	Warum wird in der Planung noch von ca. 800 zu schaffenden Wohneinheiten ausgegangen, die Annahmen beruhen auf Daten aus den Jahren 2013 / 2015    




	Extrem wichtig für die Bedarfsplanung ist die Veränderung der Altersstruktur in den kommenden Jahren (Remanenzeffekt). Warum wird nicht deutlich auf diesen Faktor eingegangen?
	Müssen in N-A noch über 800 Wohnungen geschaffen werden? Ist diese Aufgabe nicht schon mit der Entwicklungsmaßnahme weitgehend abgearbeitet? 




	Weshalb wird die Innenentwicklung unter Berücksichtigung sich veränderter Nutzungen nicht deutlicher thematisiert? Z.B. die in Zukunft denkbaren veränderten Nutzungen entlang der Bahnhofstraße? 




	Wieviel Potential besteht in Summe über Nachverdichtung und absehbare Großprojekte?
	Welche der vorgeschlagenen Flächen könnten sinnvoll für eine weitere Bebauung (Zielvorgabe: höchstmögliche Akzeptanz bei den Bürgern) realisiert werden? Welche Kriterien haben Priorität?
	Wie viel Gewerbe braucht N-A zukünftig, was ist machbar?
	Warum sind weitere / andere Gewerbeflächen nicht berücksichtigt? Es sollten sinnvoller Weise auch Flächen unterhalb der Deponie Brandholz bzw. entlang der K723 als Gewerbeflächen beim Regionalverband angemeldet werden. 




	Bilanz der Ein- und Auspendler verändern – Wohnen und Arbeiten verbinden. Wie viele lokale Arbeitsplätze sollen geschaffen werden?
	Wieviel Fläche soll zur baldigen Nutzung (Zeitplan bis 2040) und wieviel als „Reserve“ vorgesehen werden?
	Im ISEK wird von einem "Bürgerpark" gesprochen, gegen diesen sich jetzt die BUND und AG Umwelt-Vorsitzende vehement ausgesprochen hat. Weshalb wurde keine Entwurfsskizze vorgelegt, aus der man den
	Umfang des Bürgerparks erkennen?


       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

       

      Großes Interesse am Masterplan beim Stammtisch der b-now.

      Mit über 30 Teilnehmern war der Stammtisch am 29.3. gut besucht. Es wurde viel diskutiert und als Fazit bleibt festzustellen: Es gibt noch viel zu tun bei diesem für die Stadt wichtigen Thema.

       

      Für alle, die nicht teilnehmen konnten, hier die Präsentation zum Stammtisch. Auf unserer Presseseite finden Sie eine Pressemitteilung zum Thema: Zukunftsplanung Neu-Anspach – wie weiter?

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ______________________________________________________________________________________________________

       

      

      ________________________________________________________________________________________________________

       

      Der alte Vorstand ist der Neue

       

      

      Presseinformation

      Bürgerliste neue offene Wählergemeinschaft in Neu-Anspach

      Mitgliederversammlung der b-now

      20.01.2019

      __________________________________________________________________________________________________________

       

      Besucher des b-now Weihnachtsbäumchens auf dem Langhals

      

      

      Mecki und Jörg, mit  Kibo und Shira. Vielen Dank für Euer Foto und den lieben Weihnachtsgrüßen.

       

       

      

      Susanne Emmrich hat mt ihren zwei Spürhunden bei strahlendem Sonnenschein auch das Bäumchen gefunden und uns dieses Foto geschickt. Vielen Dank dafür!

       

       

      Juli und Karin Bohne besuchten das Bäumchen beim ersten, vorweihnachtlichen Schnee. Leider konnte der Nikolaus nicht gesehen werden. Allerdings hatte er kurz vorher seine großen Fußstapfen hinterlassen.

      __________________________________________________________________________________________________________

       

      Neu-Anspach den 13.12.2018

      Haushaltsrede der Fraktion b-now

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Dringender Aufruf:

      Bitte gehen Sie zur Wahl - helfen Sie mit, den Windkraftwahn zu bremsen!

       

      Die Glaubwürdigkeit von Bündnis 90/Grüne wurde spätestens bei der Diskussion um den Hambacher Forst zerstört – hatten die Grünen doch während ihrer Koalition mit der SPD, eben genau diese Rodung und den Braunkohleabbau für viele weitere Jahre genehmigt. Jeder Baum wurde dort teils mit Gewalt verteidigt. Wenn es allerdings um den Bau von Windkraftwerken im Wald geht, fällt die ökologische Maske – es wird wertvoller, CO2 bindender Wald gerodet was das Zeug hält, z.B. im Reinhardswald oder im Taunus, Odenwald, Spessart…

       

      Trotz ca. 30.000 Windkraftwerken in Deutschland ist kein messbarer Nutzen bei der CO2 Reduzierung seit 2008 eingetreten.Wenn Sie, wie wir, diesen Windkraft-Wahnsinn nicht unterstützen wollen, gehen Sie bitte zur Wahl, jede Stimme zählt, um weitere nutzlose Naturschändungen aufzuhalten!

       

      Der b-now Vorstand

      Christian Holm, Artur Otto, Bernd Töpperwien

       

      CO2-Situation Deutschland im Verhältnis zur Welt, eine Herleitung im 5 Diagrammen, basierend auf Daten des Bundeswirtschafts- und des Bundesumweltministeriums

       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

       

      

       

      _________________________________________________________________________________________________________

       

      

       

      _________________________________________________________________________________________________________

       

       

       

      x

       

      _________________________________________________________________________________________________________

       

      

       

      _________________________________________________________________________________________________________

       

      

       

      __________________________________________________________________________________________________________

       

      Gaststätte am Waldschwimmbad

      Das Dach ist drauf

      

       

      Vor zwei Wochen wurde das Gerüst gestellt, in der Zwischenzeit alte Eternit- Eindeckung fachgerecht entsorgt, Dachdämmung und Lattung erneuert und am Freitag wurde das Dach gedeckt – mit schwarzen Leichtbetonziegeln… von wegen Leichtbeton. Geschätzte 5 Tonnen Ziegeln wuchteten etliche Helfer bei Kaiserwetter auf das Dach, wo die Fachleute der Dachdeckerei Störkel bereits viel Vorarbeit geleistet hatten.

       

      Das Verlegen der Ziegel startete um 12:30 und ging dann sehr flott, so dass bereits um 17:00 alle erforderlichen Ziegel an ihrem Platz waren.

       

      Auch diese Woche hatten sich neben SPD-Unterstützung einige b-now-ler eingefunden, die das Material dorthin brachten, wo es benötigt wurde. Roland Höser, Peter Jaberg und Sohn, Klaus Golinski, Artur Otto und Bernd Töpperwien werden es am Samstag deutlich spüren, dass Leichtbeton ganz schön schwer sein kann.

       

      Die noch zu erledigenden Feinarbeiten werden von der Firma Störkel und einigen „Kernhelfern“ mit entsprechender Fachqualifikation erledigt und danach muss das Gerüst wieder abgebaut werden. Es kommt also keine Langeweile auf.

       

      Die Gaststätte wird zur Eröffnung des Schwimmbades am 1. Mai noch nicht fertig gestellt sein, aber es geht zügig voran und mit der tatkräftigen Unterstützung durch freiwillige Helfer ist die Fertigstellung in greifbarer Nähe.

       

       

       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Gaststätte am Waldschwimmbad

      Konzertierte Gerüstbau-Aktion von b-now-Helfern

       

      

       

      Bekanntlich soll die Gaststätte am Waldschwimmbad schnellstens wieder in Betrieb gehen, doch zuvor sind noch viele Instandsetzungsarbeiten notwendig. Viele Fachfirmen unterstützen die Renovierung mit Sonderkonditionen doch auch viele freiwillige Bürger haben keine Scheu vor schwerer Arbeit oder davor, sich in ihrer Freizeit die Hände schmutzig zu machen.

       

      Ein wesentliches Arbeitsfeld wird die Erneueru...ng des maroden Daches sein, die nun bald beginnen soll. Das dafür ein fachgerecht erstelltes Gerüst notwendig ist, liegt auf der Hand. Auch hier konnte Unterstützung durch einen Fachbetrieb gefunden werden. Lukas Kirberg, Sohn des Magistratsmitgliedes Dr. Karl Kirberg stellte am Samstag den 14. April das Gerüstmaterial zur Verfügung .

       

      Zur Hilfe hatten sich einige b-now-ler eingefunden, die das Material dorthin brachten, wo es benötigt wurde. Roland Höser, Dr. Karl Kirberg, Peter Jaberg, Artur Otto und Sohn Marcus und Bernd Töpperwien konnten tatkräftig unterstützen, so dass nach 8 Stunden das Gerüst fachgerecht aufgebaut und mit dem Gebäude verankert war.

       

      Nächster Schritt ist das neu eindecken des Daches, allerdings nicht mehr mit Wellplatten sondern mit Ziegeln, was optisch und technisch die wesentlich bessere Lösung darstellt.

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      EntBEHRlich!

       

      Das Interview mit Ralf Behr, CDU in der Taunus-Zeitung vom 10.03.2018 : „In Neu-Anspach ist es nicht mehr sicher“

       

      Hier geht es zu unserer Pressemitteilung zu diesem Interview!

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      B-NOW in Neu-Anspach: Von der APO zur Fraktion

       

      

       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Seit dem 2.3.2018 hat Neu-Anspach einen genehmigten Haushalt für das Jahr 2018

       

      Wir sehen uns bestätigt, dass es möglich ist, den Haushalt auszugleichen und Schulden abzubauen, ohne dass die Bürger mit weiteren Erhöhungen der Grundsteuer B zur Kasse gebeten werden. Allen Beteiligten Politikern und den Mitarbeitern der Verwaltung unser Dank für die konstruktive Haushaltsdebatte und Dank an Bürgermeister Thomas Pauli für den Mut, auch heiße Eisen anzufassen.

       

      Hier zum Nachlesen das Schreiben des Landrats.

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Startveranstaltung zum Masterplan 2040, am 6. Februar um 19:00 Uhr im Bürgerhaus

      Mit der Startveranstaltung werden zwei entscheidende Punkte des b-now-Programms deutlich voran gebracht - mehr Bürgerbeteiligung und langfristige Stadt- und Umweltplanung. Darüber sind wir sehr erfreut, zumal unser Stadtrat Bernhard Büttner hier maßgeblich in der Lenkungsgruppe beteiligt ist.

       

      Die während des nun beginnenden Prozesses im Zusammenhang zu betrachtenden möglichen Handlungsfelder sind:

       

      • Siedlung und Wohnen,

      • Verkehr und Mobilität,

      • Umwelt und Klima

      • Freizeit und Naherholung

       

      Wir würden uns über rege Teilnahme an der Auftaktveranstaltung freuen - und natürlich an der engagierten Mitarbeit vieler  Bürger.

       

      Bernd Töpperwien

      Fraktionsvorsitzender

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

       

      

       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Haushaltsrede der b-now

      Neu-Anspach den 19.12.2017

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Usinger Anzeiger vom 23.11.2017

      Bernd Töpperwien von der Initiative „Naturpark ohne Windräder in Neu-Anspach“ verfolgt auch nach dem Aus für die Windkraft in seiner Gemeinde kritisch die Berichterstattung. Töpperwien ist Stadtverordneter der B-NOW.

       

      Sie sagen, die „Probleme mit der „Energiewende“ seien öfter in der Zeitung zu lesen. Dann kommt ei „aber“?

      Ja, leider muss ich feststellen, dass die wirklich üblen Fakten zu oft unter den Tisch fallen, da offensichtlich die Desinformationsstrategie der EEG-Lobby sehr gut funktioniert. So zum Beispiel im Bericht zum „Windpark“ Weilrod. Die Realität ist, dass dieses viel gepriesene Windenergiegebiet deutliche Verluste eingefahren hat (2015: minus 351000 Euro, 2016: minus 543000 Euro) und dieses Jahr mindestens in gleicher Größenordnung. Wie lange wird ABO Wind noch Pacht zahlen können, da auch andere Projekte schlecht laufen? Wie von den Bürgerinitiativen im Taunus immer bekundet, weht bei uns einfach zu wenig Wind für einen profitablen Betrieb dieser naturfressenden Giganten.

       

      Zu den Auswirkungen des Sturms Herwart auf unsere Energieversorgung seien einige Dinge „sehr naiv dargestellt“, sagen Sie. Was?

      Das Thema Strom-Speicherung in Batterien. Dies ist weder ökologisch sinnvoll, noch bezahlbar. Für Lithium-Ionen Akkus wird massiv Umwelt zerstört, die CO2-Bilanz ist vernichtend, die Lebensdauer auf wenige 1000 Ladezyklen begrenzt. Recycling ist derzeit nicht möglich und es entstehen horrende Investitionskosten, die der Verbraucher zahlen muss. Wer kann sich das leisten? Bereits 2016 wurden etwa 330000 Haushalte vom Netz getrennt, da sie ihre Stromrechnung nicht begleichen konnten. Es wurden an rund 6,6 Millionen Haushalte Sperrandrohungen wegen überfälliger Zahlungen verschickt. Wenn nach dem teuren Netzausbau auch noch teure Speicher entstehen sollen, wird Strom endgültig zum Luxusgut.

       

      Sie behaupten, der Sturm habe „Stromgeld“ gekostet?

      Ja, alleine 69,2 Millionen Euro für die Entsorgung von Überschussstrom und die Vergütung an Windanlagenbetreiber für nicht erzeugten Strom – dem EEG sei Dank. Auch wird unterschlagen, dass jeder Ausbau der Windkraft und jede Abschaltung eines konventionellen Kraftwerks die Gefahr großflächiger Stromausfälle steigern, da die Wahrscheinlichkeit von Netz-Zusammenbrüchen durch Überoder Unterlast zunimmt. Es wird immer schwieriger, die wetterbedingten Schwankungen auszuregeln und das Netz exakt bei der Netzfrequenz von 50 Hertz zu halten.

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Zeichnerische Anmerkung zu dem Artikel des Usinger Anzeigers vom 10.11.2017,

      über die große Freude von Bürgermeister Thomas Pauli und Kevin Kulp, zur schwarzen Null

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Es geht voran!

      Bürgermeister Thomas Pauli bringt einen ausgeglichenen Haushalt ein

      
Am Dienstag fand die 13. Stadtverordnetensitzung der Legislaturperiode statt, die für abergläubische Menschen eher enttäuschend gewesen sein dürfte. Denn zunehmend wird deutlicher, dass sich seit der Kommunalwahl - und spätestens seit der Bürgermeisterwahl - die positive Neuausrichtung der politischen Arbeit erfolgreich etabliert hat. Bereits seit Ende 2016 findet ein reger Austausch zum Wohle der Stadt zwischen SPD, LINKEN und b-now statt, seit wenigen Monaten nun auch mit der NBF von Andreas Moses.

       

      Nach der starken Unterstützung der b-now für Thomas Pauli  bei der Wahl zum Bürgermeister, bestätigt sich nun unsere Strategie, auf fachliche und emotionale Kompetenz zu setzen. Die Einbringung des ersten ausgeglichenen Haushalts seit 2008 ist ein sichtbarer Beweis für den gelungenen Neuanfang. Für uns ist dabei besonders erfreulich, dass diverse Ideen, Anregungen und Anträge der b-now bereits in den Haushaltsentwurf eingeflossen sind. Wir danken an dieser Stelle Thomas Pauli, dem Magistrat und dem Kämmerei-Team für diese sehr gute Haushaltsvorlage.

       

      – Bernd Töpperwien, Fraktionsvorsitzender –

       

      P.s.: Möchten Sie mehr über die eingebrachten Stellungnahmen und Anträge der b-now erfahren? Dann kommen Sie doch zu unserem nächsten Stammtisch am 14. Dezember ab 19:30 im großen Saal der Linde - oder informieren Sie sich hier.

      ___________________________________________________________________________________________________________

      
Stellungnahme der b-now zum Antrag der CDU zum „Präventivausschuss“

       

      Ich finde den Antrag aufschlussreich und amüsant zugleich.

      Da mir ein solcher Ausschuss unbekannt war, habe ich im Ratsinfosystem recherchiert.

      Ergebnis: Zu „Präventivausschuss“ nichts gefunden.

      Dann aber zu „Präventionsrat“ einiges entdeckt.

       

      Z.B. in der Vorlage 176/2011 vom 11.10.2011:

      Parallel zu den Aktivitäten der Ordnungspolizei wurde ein Präventionsrat gebildet, der aus Vertretern der Ordnungsbehörde, der Polizei, der Jugendpflege, der Schulen und dem Bürgermeister besteht. Ziel dieses Präventionsrates ist es, Jugendliche in ihrer Eigenverantwortlichkeit zu stärken, sie bei der Bewältigung von Problemen zu unterstützen und umfassende Hilfestellungen anhand zu geben.

      Das hört sich sinnvoll an.

       

      Am 1.11.2011 erläutert Herr Hoffmann im HFA, dass ... die Arbeit des Präventionsrats in den letzten Jahren viel bewirkt hat und künftig weiter aufgebaut wird.

      Gab es den „Rat“ also schon vor 2011?

       

      Herr Bruns regt in der gleichen Sitzung an, dass der Arbeitskreis „Präventionsrat“ dem Kultur- und Sozialausschuss seine Tätigkeiten präsentiert und einige Ergebnisse erläutert.

      Herr Hoffmann sichert dies zu.

      Ist dies geschehen? Wann? Wo nachzulesen?

       

      Am 7.11.2011 in der Stavo – auf den Tag genau vor 6 Jahren:

      Gemeinsamer Antrag der CDU+FDP zu einem Sicherheitskonzept.

      Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, ... den Magistrat zu beauftragen für die Stadt Neu-Anspach ein umfassendes Präventions- und Sicherheitskonzept zu erstellen.

      Weiter wird der Magistrat beauftragt, einen aus diesem Konzept resultierenden Maßnahmeplan zu erstellen und alle bisher schon vorhandenen Aktivitäten in dieses Konzept einzubeziehen.

      Erneut die Frage an die, die damals Stadtverordnete waren: Ist dies geschehen? Wann? Wo nachzulesen? Im Infosystem ist nichts dazu zu finden.

       

      Aus der Diskussion zu dem TOP:

      Bürgermeister Klaus Hoffmann führt in Bezug auf die Ausführungen der Stadtverordneten Gudula Bohusch aus, dass er ihr zugestehe, dass diese eine ziemlich grüne Haltung habe. Aber sie müsse langsam aus ihrem Wolkenschloss kommen. Zum Klientel [Anm.: der aktenkundig Gewordenen] gehörten 13jährige und das werde man nicht wegdiskutieren können.

      Auch nicht mit dem Beutelchen der Huschi-Huschi-Huschi. Also mit dem Mäntelchen der Liebe und der Nächstenliebe. Aber er habe ihr schon einmal gesagt, was er von ihr halte.

       

      Daraufhin an 14.2.2012 in der Stavo eine persönliche Erklärung von Frau Bohusch, dass Bürgermeister Hoffmann sie nun schon zum wiederholten Male beleidigt habe.

      Auf das genaue Zitat verzichte ich hier.

       

      Zurück zur Sache:

      Am 20.3.2012 erkundigt sich Herr Scherer nach dem Bearbeitungsstatus u.a. des Antrages zum Sicherheitskonzept.

      Herr Hoffmann erklärt hierzu, dass er hofft, dass ... das Sicherheitskonzept bis Ende dieser Woche vorliege.

       

      Danach verliert sich leider die Spur ...

      Im Ratsinfosystem nichts mehr gefunden zu Präventionsrat, Sicherheitskonzept und o.g. Maßnahmenplan.

       

      Fazit: Der Antrag der CDU ist mit diesen für jedermann nachlesbaren Informationen weitgehend hinfällig.

       

      Aber ich möchte die damalige Anregung von Herrn Bruns aufgreifen und stelle folgenden Antrag:

      Der Bürgermeister soll anlassbezogen dem Sozialausschuss über die Arbeit des Präventionsrats – ggf. unter Ausschluss der Öffentlichkeit – berichten.

       

       – Klaus Golinski –

      ___________________________________________________________________________________________________________

      
Stellungnahme der b-now zum Antrag der CDU zur ärztlichen Versorgung

       

      Die beschriebene Situation der Auslastung von Arztpraxen in Neu-Anspach sowie die Klagen über Anfahrtswege zu Fachärzten sind uns auch bekannt.

       

      Aus meiner langjährigen Tätigkeit in einer Facharztpraxis in N-A sowie in einer Hausarztpraxis in Usingen, ist mir die Materie bestens vertraut.

       

      Dies ist aber kein spezifisches Problem in Neu-Anspach, sondern betrifft auch andere Kommunen des Usinger Landes und des Hochtaunuskreis.

       

      Die Regelung der Zulassungen von Ärzten obliegt der Kassenärztlichen Vereinigung. Gemeinsam mit den Krankenkassen sorgt die Kassenärztliche Vereinigung für die ärztliche Versorgung der Patienten in deren Nähe.

      In ihrem Antrag heißt es, „die ärztliche Versorgung mit Hausärzten und Fachärzten, hier insbesondere Augen- und Kinderärzten, in Neu-Anspach ist gefährdet bzw. nicht gegeben“ und in der Begründung des Antrags: „Die hausärztliche Versorgung in Neu-Anspach ist nicht mehr gewährleistet“.

       

      Wir wissen nicht, woher sie die Kompetenz nehmen, eine solche Feststellung zu treffen. Die Beurteilung, ob die ärztliche Versorgung einer Kommune gewährleistet ist, liegt eigentlich in der Kompetenz der Kassenärztlichen Vereinigung und nicht in der Zuständigkeit einer Fraktion.

       

      Daher können wir dem Antrag in dieser Form nicht zustimmen; unterbreiten aber einen Änderungsantrag:

      Der Magistrat wird beauftragt, hinsichtlich der ärztlichen Versorgung mit Haus- und Fachärzten, gemeinsam mit den Kommunen des Usinger Land, eine Prüfung zur Sicherstellung der ärztlichen Versorgung mit dem Kreis und der Kassenärztlichen Vereinigung zu initiieren.

       

      Hierbei soll auch über den Stand des Projektes „Land-Partie 2.0“ berichtet werden, der Hochtaunuskreis beteiligt sich an diesem Programm zur Sicherung der langfristigen Versorgung der ländlichen Regionen mit Hausärzten.

       

       – Monika Henrici –

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________



      Till Kirberg (b-now) übernimmt den Vorsitz des Haupt- und Finanzausschusses

       

      In der Sondersitzung zum Haushalt 2018 stand am 4. Oktober die Neukonstituierung des Haupt- und Finanzausschusses mit Neuwahl des Vorsitzes an. Zur Wahl standen Till Kirberg (b-now) und Ulrike Bolz (CDU). Auf Antrag der CDU wurde geheim abgestimmt.

       

      Bei der Wahl des Vorsitzenden setzte sich Till Kirberg mit 7 zu 5 Stimmen gegen die bisherige Amtsinhaberin Ulrike Bolz durch. Bei der Wahl des Stellvertreters behauptete sich André Sommer (SPD) mit 7 zu 5 Stimmen gegen Ulrike Bolz .

       

      Wir danken Frau Bolz an dieser Stelle für ihre langjährige, engagierte Arbeit und hoffen, dass sie ihr Fachwissen auch weiterhin zum Wohle der Stadt einbringen wird.

       

      Herrn Kirberg und Herrn Sommer wünschen wir für ihre herausfordernde Aufgabe gutes Gelingen.

      Mit dieser Neuwahl ist weiterhin ein erster Schritt zur Reduzierung der Zahl der Ausschüsse von

      vier auf drei vollzogen, mit dem die Themenzuordnung neu festgelegt wurde.

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________



      Die Bürgerliste b-now stellt beim Bürgerstammtisch am 28.09.17 ihre Aktivitäten in Parlament und Ausschüssen zur Diskussion

       

      

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Das Wahlergebnis des WK 176, Hochtaunuskreis

       

      t

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Drei Monate im Amt, Bürgermeister Thomas Pauli berichtet

       

      Am Donnerstag den 28.09. findet wie üblich der Stammtisch der Bürgerliste b-now ab 19:30 in der Linde statt.

      Als besonderer Gast wird Bürgermeister Thomas Pauli über seine ersten Erfahrungen und Eindrücke nach drei Monaten im Amt des Bürgermeisters von Neu-Anspach berichten.

       

      Interessante aktuelle Informationen werden präsentiert – Fragen und Diskussionen sind erwünscht. Angedacht sind die Themen: Schuldenabbau mittels der Hessenkasse, der Haushalt 2018, aktuelle Bauvorhaben und der Vorstoß der Landesregierung, ab Mitte 2018 teilweise kostenlose Kindergartenplätze einzuführen.

       

      Alle interessierten Bürger und Politiker sind wie immer herzlich eingeladen. Wir freuen uns auf Ihren Besuch.

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

       

       

      

      Neu-Anspach, den 12.09.2017

      An die Chefredaktion der Frankfurter Neuen Presse

      Cc: Bürgermeister und Stadtverordnete der Stadt Neu-Anspach

       

      Betr. Kommentar „Unwissenheit ist keine Zier“ vom 9.9.2017

       

      Sehr geehrte Damen und Herren,

       

      am letzten Samstag mussten wir mit Befremden lesen, was sich Herr Burger in seinem Kommentar in der Taunuszeitung gegenüber uns, der Bürgerliste b-now, erlaubt. Wie Sie wissen, sind wir mittlerweile die stärkste Fraktion im Parlament der Stadt Neu-Anspach. Wir haben uns ein solides Profil erarbeitet, das von der Mehrheit der Parlamentarier, dem neuen Bürgermeister und anderen Pressevertretern positiv gesehen wird – nicht so von Herrn Burger.

       

      Herr Burger schreibt in seinem Kommentar einleitend: „Es ist eine unerträgliche Farce. Eine inzwischen von völliger Unkenntnis zeugende Argumentation, derer sich die Neu-Anspacher Partei b-now bedient.“

       

      Wir fragen uns, wie sich Herr Burger dazu hinreißen lassen kann, derart abfällige Äußerungen zu veröffentlichen – war er doch weder in besagter Sitzung, noch bei anderen Sitzungen, auf deren Inhalte er Bezug nimmt, anwesend.

      Auch ist ihm die Historie des Jahres 2016 offensichtlich entgangen, denn sonst wäre ihm bewusst, dass der ehemalige Bürgermeister Hoffmann in einer Sitzung unumwunden äußerte, dass er sich bereits Anfang des Jahres darüber im Klaren war, dass geplante Steuereinnahmen nicht kommen werden – gegengesteuert hat er nicht. Der restliche Magistrat wurde dann im September erstmals darüber informiert, dass das Budget bereits überzogen sei und keine Möglichkeit mehr bestünde, gegen zu steuern. Wir fragen uns, ob das rechtzeitig war - ebenso haben sich das unsere drei Magistratsmitglieder (nicht nur ein Mitglied, wie Herr Burger fälschlich meinte) gefragt.

       

      Was macht Herr Burger daraus: „Nicht der Magistrat hat den Karren an die Wand gefahren – es war die Politik.“

      Hier sei angemerkt, dass der damalige Bürgermeister Hoffmann den Vorsitz des Magistrats inne hatte und qua Amt darauf zu achten hatte, dass rechtzeitig Maßnahmen ergriffen werden, wenn der Haushalt aus dem Ruder läuft - er hat es nicht getan!

       

      Nun meint Herr Burger, den nach seiner Meinung verantwortlichen Stadtverordneten die Position des Vorstandes eines großen Konzerns mit Millionenumsatz zuweisen zu können – hier irrt er gewaltig, denn die Stadtverordneten nehmen eher die Position eines Aufsichtsrates wahr, der den Vorstand (Magistrat) kontrollieren soll und entlasten kann oder eben auch nicht.

       

      Der Gipfel der Unverschämtheit ist jedoch, uns zu unterstellen, wir wären: „ …von der Lage bar jeder Ahnung und hätten im Parlament nichts verloren.“

       

      Es ist offensichtlich, dass Herr Burger seine ganz persönliche Meinung in verunglimpfender Art und Weise kundtut, seine Rechte und Freiheiten als Journalist deutlich überdehnt und nachhaltig beleidigend ist. Er konterkariert im übrigen das erkennbare Bemühen seiner lokalen Kolleginnen und Kollegen, die sich erkennbar um eine objektive Berichterstattung bemühen.

       

      Im Namen der b-now ersuche ich Sie, Herrn Burger dazu anzuhalten, zukünftig auf eine faire und an Fakten orientierte Berichterstattung zu achten.

       

      Mit freundlichen Grüßen

      Bernd Töpperwien, Fraktionsvorsitzender

      ___________________________________________________________________________________________________________



      Jakobskreuzkraut:

       

      Die b-now teilt die Entwarnung der Stadt zum hoch giftigen Jakobskreuzkraut nicht. Immer mehr Menschen verwenden an Stelle von Zucker den "gesunden" Honig zum süßen  - oft auch für die Ernährung von Kleinkindern. Das Gift des Jakobskreuzkrautes ist zunehmend im Honig enthalten und sammelt sich im Körper an, wo es zu irreparablen Leberschäden führt (lesen Sie hierzu unsere Zusammenfassung einiger Quellen). Für die Vegetationsperiode 2017 ist es leider zu spät, um sinnvolle Maßnahmen zu ergreifen. Wir werden daher rechtzeitig im kommenden Frühjahr aktiv, um dem Problem beizukommen.

      ___________________________________________________________________________________________________________



      "Dieselgate" oder wie gefährlich ist mein Arbeitsplatz?

       

      Es ist schon übel, dass uns die Automobilindustrie vormacht, Dieselautos würden alle Schadstoffwerte einhalten. Noch übler ist aber, dass es einer Branche wie der Windkraftindustrie erlaubt ist, die Gesundheit von Menschen, entgegen den Bestimmungen des Grundgesetzes, Artikel 2, nachhaltig durch Schallbeaufschlagung zu gefährden.

      Was nun das Thema "Dieselgate" anbelangt - hier zeigt sich, dass die verantwortlichen Politiker sich durch die Bank nicht mit den Stickoxid-Grenzwerten für Arbeitsplätze befasst haben, die um fast 24 mal höher sind, als jene im Straßenverkehr. Es wird jedoch sehr deutlich, dass hier erneut "eine Sau durch's Dorf getrieben" wird, um Punkte für die Bundestagswahl zu sammeln.

      Hierzu ein Bericht auf T-Online vom 25.08.2017

      http://www.t-online.de/auto/elektromobilitaet/id_81973384/die-stickoxide-ihre-gefahren-und-grenzwerte.html

      ___________________________________________________________________________________________________________



      Schuldenabbau mit der Hessenkasse?

       
Am 16.Juli stand plötzlich und unerwartet eine lebensgroße Kuh mit Milchkanne unter dem Euter vor dem Rathaus, direkt unter dem Büro von Thomas Pauli – wohl ein dezenter Hinweis aus der Bürgerschaft, dass man sich finanziell wie eine Kuh gemolken fühlt.

       

      Ja, die Bürger von Neu-Anspach werden derzeit leider deutlich zur Kasse gebeten. Der Schuldenberg drückt und die Verfassung des Landes hat eine Schuldenbremse vorgeschrieben. Doch nun zeigt sich möglicher Weise Licht am Ende des Schuldentunnels - in Form der Hessenkasse.

       

      Hintergrund:

      Das Land Hessen plant, hoch verschuldeten Kommunen die Kassenkredite abzunehmen und damit 2/3 der Schulden zu übernehmen. Die Kommunen müssen für die verbleibende Restschuld einen festen Tilgungsbetrag von 25 Euro pro Einwohner und Jahr zahlen. Das Land fordert im Gegenzug aber mehr Einfluss bei den kommunalen Finanzen. Auch Neu-Anspach hätte die Möglichkeit, sich seiner Kassenkredite zu entledigen.

       

      Stellungnahme von Bernd Töpperwien

      Es ist klar, dass der Aufbau hoher Kassenkredite in Neu-Anspach nur mit Wissen und Billigung der Aufsichtsbehörden von Kreis und Land möglich war. In 2016 / 2017 ist nun eines unserer wesentlichen Ziele erreicht worden - erstmals seit Jahren wurde ein Anstieg der Neuverschuldung gestoppt.

       

      Unser nächstes Ziel ist der nachhaltige Schuldenabbau. Wir unterstützen alle Maßnahmen, die Neu-Anspach wieder zu einer finanziell stabilen Taunusstadt machen. Hierzu zählen die finanzielle Ausstattung Neu-Anspachs im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs und die notwendigen Infrastrukturausgaben, die mit denen eines Mittelzentrums absolut vergleichbar sind.

       

      Der Ansatz der Landesregierung, mittels einer  Hessenkasse die Kassenkredite an das Land abzutreten klingt erst einmal interessant, hat jedoch Vor- und Nachteile. Vorteil ist, dass die Stadt auf einen Schlag alle Kassenkredite los wäre und hoch wahrscheinliche Zinserhöhungen nicht zu unkalkulierbaren finanziellen Belastungen führen können. Auch der Abbau der Restschuld ist mit 25 Euro pro Einwohner und Jahr überschaubar.  Nachteil ist, dass das Land,  ähnlich wie beim Schutzschirm, Einfluss auf neue Kassenkredite nehmen würde und diese auch verweigern könnte. Dies könnte sich z.B. auswirken, wenn die Stadt vorübergehend zusätzliche Finanzmittel benötigt. Ich halte daher eine intensive Diskussion für wichtig und gehe davon aus, dass sowohl unser neuer Bürgermeister Thomas Pauli, wie auch die Kämmerei alle Chancen und Risiken prüfen und abwägen werden.

       

      Persönlich finde ich den Ansatz sehr charmant da sich hier durchaus ein substanzieller Beitrag zur Entschuldung der Stadt Neu-Anspach auftun könnte. In diesem Sinne werden wir die Vor- und Nachteile an der Teilnahme der Hessenkasse prüfen und dann im Sinne der Bürgerinnen und Bürger eine Entscheidung herbeiführen.

       

      ___________________________________________________________________________________________________________



      Willkommen Bürgermeister Thomas Pauli!

       
Am heutigen 1. Juli 2017 hält eine neue politische Kultur Einzug in der Verwaltung von Neu-Anspach. Bürgernähe, Transparenz, offene, frühzeitige  Gespräche mit Interessenvertretern und allen Parteien zum Wohle der Stadt und ihrer Bürger werden eine Neubelebung erfahren.

       

      Hocherfreut begrüßen wir unseren neuen Bürgermeister Thomas Pauli! Wir wünschen ihm viel Erfolg und freuen uns auf eine positive Zusammenarbeit.

       

      Kommentar zum Wechsel

      Der Wechsel im Amt eines Bürgermeisters einer kleinen Stadt wie Neu-Anspach ist sicher nur schwer mit ähnlichen Änderungen in anderen Bereichen vergleichbar. In Firmen wird nicht gewählt und es spielen andere Strukturen und Entscheidungshintergründe eine Rolle. Auf höheren politischen Ebenen ist die Distanz zu den Bürgern größer und verantwortliche Politiker können Abstand zwischen sich und der amtlichen Tätigkeit aufbauen.

       

      Ein Bürgermeister einer kleinen Stadt ist fast immer mitten drin - ob er will oder nicht. Nähe zu den Bürgern und ihren Wünschen ist aber längst nicht mehr die alleinige Basis für Akzeptanz und Erfolg - mittlerweile erfordert ein solches Amt umfassendes Wissen in den vielfältigen Tätigkeitsbereichen einer Kommune, verbunden vor allem auch mit besonderen Fähigkeiten in Personalmanagement und Marketing.

       

      Schwierigste Aufgabe dürfte es aber sein, mit Widerspruch und Opposition umzugehen, wie sie der demokratische Parlamentarismus nun mal auch auf der kommunalen Ebene mit sich bringt. Neben einigen „Mit-Geschäftsführern“ - Magistrate genannt - müssen auch noch in Fraktionen verfasste Abgeordnete überzeugt und gewonnen werden. Zudem steht man selbst auch alle paar Jahre zur Wahl - bei allen Bürgern.

       

      In Neu-Anspach kann man sich noch gut an Jahre erinnern, in denen die fast schon historische Dominanz der SPD eine Selbstverständlichkeit war. Nach einem tiefen Einschnitt, machte sich dann die CDU auf und schaffte es dann letztlich auch, den Bürgermeister zu stellen. An „alte Zeiten“ der Dominanz  einer politischen Macht knüpfte man an, indem politische Kontroversen weitestgehend vermieden wurden und man allen Gruppen das gab, was sie sich wünschten - mit dem Ergebnis einer Art „Koalition aller Parteien“ unter Einschluss von  Magistrat und Bürgermeister.

      In großer Einigkeit wurden schöne Projekte beschlossen und verwirklicht - nur der Blick in die Kasse und die Kalkulation der Folgekosten wurde zu oft vergessen oder einfach ausgeblendet.

       

      Hinzu kam ein zweiter Fehler: Widerspruch und unerwünschter Rat wurde als Feindschaft empfunden und als solche behandelt - Kreativität und Zukunftssicherung bleiben auf der Strecke. Auf der Flucht vor dem Bekenntnis zu  leeren Kassen suchte man unter anderem sein Heil im großen Einstieg  in die Nutzung der Windkraft und fiel doch nur auf die gleichen Tricks herein, die viele Jahre zuvor schon die Atomlobby benutzte, um den Bürgern ihre untauglichen und gefährlichen Lösungen zu verkaufen.

       

      In Neu-Anspach steht nun der „zweite Einschnitt“ an, der wesentlich von den Bürgern getragen wird, die ihre Wahlentscheidungen treffen, nachdem sie sich informiert haben und die nicht mehr überall nur bequeme Lösungen suchen. Gut besuchte Stammtische, kontroverse  Diskussionen in Ausschüssen und Parlamentssitzungen, wie auch ganze Ketten von Leserbriefen sind lebendige Beispiele für eine erwachende politische Kultur in Neu-Anspach.

      Der neue Bürgermeister kann sich in dieser Welt viele Anregungen holen, Rat und Unterstützung - aber natürlich auch Widerspruch und Opposition. Man kann ihm aber jetzt nur von ganzem Herzen wünschen, dass er die richtigen Hebel findet, von den übergeordneten Behörden unterstützt und nicht im Stich gelassen wird, einen guten Weg der Nachbarschaft mit den umgebenden Kommunen findet und dass ihm seine Bürger in Neu-Anspach  mit Geduld und Vertrauen begegnen und ihm helfen.

      ___________________________________________________________________________________________________________



      Zurückweisung des Haushaltsplans für 2017

      durch den Landrat des Hochtaunuskreises

       

      Mit Schreiben vom 2.Mai hat Landrat Krebs erwartungsgemäß den mit einem Defizit von 1,8 Mio Euro eingereichten Haushaltsplan 2017 abgelehnt. Das entsprechende Schreiben (Anlage) ging Stadtverordneten und Magistrat jedoch erst am 11. Mai, dem Tag der Stadtverordnetenversammlung zu. In diesem Schreiben rügt der Landrat die Versäumnisse der Vorjahre und weist auf seine mehrfachen Hinweise und Ermahnungen bei der Genehmigung früherer Haushalte hin. Seine Feststellung, dass Neu-Anspach kein Einnahmeproblem sondern ein Ausgabenproblem hat, bestätigt unsere frühere Aussage, dass jahrelang über die finanziellen Verhältnisse gewirtschaftet wurde. Als einzigen Ansatz schlägt Herr Krebs dann jedoch nur die Erhöhung der Grundsteuer B vor, um das Defizit auszugleichen.

       

      Für uns ist das der falsche Weg. In der intensiven Haushaltsdebatte Anfang 2017 wurde das Defizit durch harte Einschnitte von 4,6 Mio Euro auf 1,8 Mio Euro reduziert. Folge waren heftige Proteste von Betroffenen, die sich nicht oder zu wenig einbezogen fühlten. Im Nachgang fanden dann (viel zu spät) Gespräche mit dem Gewerbeverein, dem Stadtelternbeirat und den Sportvereinen statt, die alle zum Ziel hatten, die beschlossenen Belastungen vollständig oder teilweise zurück zu nehmen.

       

      Die berechtigte Kritik, die alle Neu-Anspacher Politiker derzeit von vielen Bürgern und Interessenvertretern erfahren, zeigt uns eines sehr deutlich – kaum jemand ist bereit - oder teils auch nicht in der Lage - weitere Lasten zu tragen und jetzt für die vorhersehbare Misswirtschaft der Vergangenheit blechen zu müssen. Das gemeinsame Ziel einer verantwortungsvollen Politik muss in dieser verfahrenen Situation sein, die zu schulternde Last - bevorzugt durch Kostenreduzierungen und Einsparungen - möglichst gerecht zu verteilen. Diese Aufgabe stellt eine erhebliche Herausforderung dar und wird nur möglich sein, wenn sich alle Parteien dieser Aufgabe stellen. Was braucht es, um den Karren jetzt wieder aus dem Dreck zu ziehen? Offene, sachliche Kommunikation mit allen Interessensgruppen - gemeinsame, konstruktive Zusammenarbeit aller Parteien und die Solidarität aller Bürger. Ein generelles „aber nicht bei …“ darf es nicht geben, Parteiideologien sind in der aktuellen Situation fehl am Platze.

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Windkraftplanung im Hochtaunuskreis,

      die Bürgerliste b-now nimmt Stellung

       

      Mit der 2. Offenlage des Teilplans Erneuerbare Energien (TPEE) konkretisiert der Regionalverband Frankfurt nun die für Windenergienutzung vorgesehenen Flächen im Umfeld von Neu-Anspach, dem Taunus und ganz Südhessen. Ein Bericht zu den Planungen für die bis zu 230 m hohen Anlagen im Umland wurde im Usinger Anzeiger veröffentlicht.

       

      Bis zum 2. Juni haben Bürger und Träger öffentlicher Belange, dies ist z.B. die Stadt Neu-Anspach, die Möglichkeit, Bedenken und Anregungen zu den geplanten Flächen vorzubringen.

       

      Laut Vorlage des amtierenden Bürgermeisters soll die Stadt Neu-Anspach, aus uns unverständlichen Gründen, hierzu keine Stellungnahme abgeben.

       

      In direkter Nachbarschaft betroffen sind wir von den Flächen 5401(Bad Homburg), 5701(Friedrichsdorf), 6601 (Wehrheim) und 7806 (Pfaffenwiesbach). Bei zwei Ausschuss-Sitzungen hatte die b-now bereits den Antrag gestellt, dass die Stadt Neu-Anspach zu den im nahen Umfeld geplanten Flächen eine Stellungnahme zu den bekannten Risiken abgibt, was leider mehrheitlich von den Windkraft befürwortenden Parteien abgelehnt wurde. Als Begründung für die Ablehnung unseres Antrags wurde vorgebracht, dass die Planungen ja nicht das Stadtgebiet von Neu-Anspach betreffen würden.

       

      Wir von der b-now sehen das anders. Mit dem Bürgerentscheid gegen Windkraft, bei dem 62% der Wähler gegen ein Windindustriegebiet im Naturpark Hochtaunus gestimmt haben, wurde uns auch ein Mandat erteilt, alles dafür zu tun, dass die Bürger von Neu-Anspach nicht durch Windkraftanlagen im nahen Umfeld geschädigt oder beeinträchtigt werden und die schützenswerte Natur erhalten bleibt. Für die im Mai anstehende StaVo werden wir einen erweiterten Antrag erneut zur Abstimmung stellen. Unabhängig davon, ob diesem Antrag stattgegeben wird oder nicht, ist es wichtig, dass möglichst viele Bürger persönliche Eingaben beim Regionalverband machen. Auch jetzt gilt wieder „nichts ist entschieden“, doch ohne Widerstand aus der Bevölkerung könnten die Planungen zur Realität werden. Daher unsere dringende Bitte: Schreiben Sie Eingaben an den Regionalverband Frankfurt. Diese können direkt auf der folgenden Seite eingegeben werden. https://www.region-frankfurt.de/erneuerbareenergien

       

      Bernd Töpperwien

      Fraktionsvorsitzender

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

       

      Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

       

      es ist nun fast eine Woche her, dass Thomas Pauli zum neuen Bürgermeister von neu-Anspach gewählt wurde. Der Neuanfang kann damit am 1. Juli beginnen.

       

      Wir bedanken uns bei allen, die diesen Wechsel mit uns unterstützt und tatsächlich erreicht haben. Neben der Kampagne der b-now hat der Aufruf von Andreas Moses an seine Wähler dafür gesorgt, dass der sicher geglaubte Sieg des Amtsinhabers ausgefallen ist.

       

      Im folgenden Bild lässt sich diese Wählerwanderung gut erkennen. Thomas Pauli hat im 2. Wahlgang (rote Balken) nahezu alle Stimmen von Andreas Moses und noch einige von Dominic Wachter aus den ersten Wahlgang (blaue Balken) hinzu gewonnen.

       

             

       

      Neu-Anspach hat nun einen langen, steinigen Weg aus der Verschuldung vor sich, der allen Zugeständnisse abverlangen wird. Die nächsten Wochen werden von Gesprächen mit den verschiedenen Interessenvertretern geprägt sein, um im Vorfeld der zu erwartenden Sparauflagen der Genehmigungsbehörde zu diskutieren, wie die Lasten aus dem defizitären Haushalt möglichst sozial verträglich geschultert werden können.

       

      Wir werden auch zukünftig wichtige Themen an dieser Stelle in unregelmäßigen Abständen kommunizieren und würden uns freuen, wenn Sie sich mit Ideen und Vorschlägen einbringen.

       

      Bernd Töpperwien

      Fraktionsvorsitzender

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Wir gratulieren Thomas Pauli zu seiner Wahl!

      Neu-Anspach hat sich für einen Wechsel in der Kommunalpolitik entschieden.

       

                                       

      ___________________________________________________________________________________________________________

       

      Bitte am Sonntag Thomas Pauli wählen – für den Neuanfang!

       

      Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

       

      in den letzten Wochen hat die Stadt einen so wohl noch nie dagewesenen Wahlkampf erlebt. Sehr emotional und leider auch an vielen Stellen sehr unsachlich- bis hin zu persönlichen Beleidigungen und Diskreditierungen, wurde dabei speziell gegenüber der b-now agiert.

       

      Wir wurden als „unfähig“ und „Wendehälse“ tituliert, die „ihr eigenes Profil verraten“, indem sie „gemeinsame Sache“ mit SPD und LINKEN machen und nur „eigene Machtinteressen“ vertreten, die Thomas Pauli und Andreas Moses als „Marionetten“ dirigieren und vieles mehr.

       

      Das eigentliche Thema, dass uns umtreibt, der Wechsel im Rathaus, wurde dabei immer wieder auf eine parteiideologische Ebene gezogen, doch das ist absolut falsch!

       

      Die Wahl des Bürgermeisters ist eine Personenwahl, die losgelöst von der Parteizugehörigkeit zu sehen ist!

       

      Wir unterstützen Thomas Pauli- nicht deswegen weil er SPD-Mitglied ist, sondern weil er in mehreren Gesprächen mit uns gezeigt hat, dass er den Neuanfang will und speziell beim Thema Finanzen die deutlich bessere Kompetenz mitbringt als der Amtsinhaber. Auch ist er lernfähig, kann Fehler eingestehen und sich zu eigener Verantwortung bekennen, Wesenszüge, die dem Amtsinhaber vollkommen abgehen. Neu-Anspach steckt in der Krise, finanziell und emotional. Nach 12 Jahren mit Klaus Hoffmann muss sich jeder fragen, ob ihm die Person des amtierenden Bürgermeisters fähig erscheint, den bisherigen politischen Kurs zu ändern. Leider haben wir Menschen die Eigenart, uns zu „Gewohnheitstieren“ zu entwickeln und Persönlichkeits- und Handlungsstrukturen über der Zeit zu verfestigen. Das kann gut sein, solange das Ergebnis positiv ist, jedoch auch negativ, wenn die Summe der Eigenschaften zu schlechten Ergebnissen führt, wie es sich in der aktuellen Situation der Stadt Neu-Anspach zeigt.

       

      Derzeit versucht speziell die CDU, uns als politische Gruppe unglaubwürdig zu machen, weil wir uns erdreisten, „ihren Kandidaten“ nicht zu akzeptieren. Wir halten das aus! Nach der Wahl werden wir sehr deutlich demonstrieren, dass auch in den nächsten vier Jahren deutlich mit uns zu rechnen ist. Dabei bleiben wir unserer Ausrichtung für Neu-Anspach, ohne Bindung an eine politische Ideologie, treu. Das bedeutet, dass wir, wie bisher, durchaus in Sachthemen wechselnde Mehrheiten finden werden - möglicher Weise sogar mit jenen, die uns heute so vehement beschimpfen.

       

      Um jedoch den Grundstein für eine vorwärts gerichtete Politik und eine offene, positive Kultur zu legen, bedarf es des Wechsels an der Spitze des Rathauses.

       

      Wir bitten Sie daher, unterstützen Sie uns, und wählen Sie Thomas Pauli, denn gemeinsam mit ihm wollen wir die Zukunft gestalten.

       

      Bernd Töpperwien

      Fraktionsvorsitzender der b-now

      ______________________________________________________________________________________________

       

      

      ______________________________________________________________________________________________

       

      

       

      b-now will den Wechsel - Thomas Pauli als Bürgermeister

      Neu- Anspach braucht den Neuanfang

       

      Der erste Wahldurchgang hat klar gezeigt, dass die Neu-Anspacher mit 62% einen Bürgermeister-Wechsel wollen.

      Es ist jetzt extrem wichtig, dass alle, die Andreas Moses und Dominic Wachter gewählt haben, nicht enttäuscht den Kopf in den Sand stecken sondern am 26.3. den Wechsel wählen – es geht um die Person im Rathaus, nicht um Parteizugehörigkeit.

       

      „Alle drei Herausforderer haben sich im Wahlkampf mehr Bürgernähe, offenere und frühzeitige Kommunikation und eine Umkehr bei der Verschuldungssituation auf die Fahne geschrieben. Drei Themen, bei denen wir dem Amtsinhaber die Kompetenz absprechen. Daher werden wir Thomas Pauli unterstützen“, stellt Bernd Töpperwien klar.

      Klaus Hoffmann hat bei der Podiumsdiskussion des Usinger Anzeiger zugegeben, dass er nicht an mehr Bürgerbeteiligung interessiert sei, ja diese sogar für hinderlich hält. Wie gab er auf der ersten Großveranstaltung zum geplanten Windpark zu Protokoll: „Alle sechs Jahre haben Sie die Wahl, danach müssen Sie mit meinen Entscheidungen leben“. Auch hat er, als oberster Verantwortlicher für die Finanzen, nach wie vor die Schuld für die finanzielle Misere nicht bei sich gesehen, schmückt sich aber gerne mit den teuer bezahlten „Errungenschaften“, obwohl sich die Pleite seit Jahren ankündigt – ein erschütterndes Armutszeugnis.  Auch  hat er es versäumt, rechtzeitig neue Bau- und Gewerbegebiete zu beantragen, die jetzt dringend benötigt werden, um Einnahmen zu generieren.

       

      Nur ohne Klaus Hoffmann wird wieder konstruktive Parlamentsarbeit möglich und vielleicht eine Werte-Erneuerung bei seinen bisherigen Unterstützerparteien.

       

      Der Kandidat Thomas Pauli hat erkannt, dass eine Neuausrichtung erforderlich ist. Er ist der Finanzexperte, den die Stadt jetzt braucht. Daher unsere Wahlempfehlung für Thomas Pauli.

      Bitte gehen Sie zur Wahl und stimmen Sie für den Wechsel!

       

      ______________________________________________________________________________________________

       

       

      

       

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Neu-Anspach ist im Prinzip pleite, Folge 2

      Stadtverwaltung veröffentlicht Jahresabschlüsse der städtischen Finanzen für 2013 bis 2015

       

      Die CDU tut ihrem Bürgermeister-Kandidaten keinen Gefallen, indem sie der Bürgerliste b-now Phrasen und populistische Aussagen unterstellt. Richtig ist, dass alle Äußerungen der b-now nachweisbar auf Erkenntnissen und Warnungen des Bürgermeisters und auf Zahlen / Prognosen aus den Jahresabschlüssen 2013-2015 basieren. Offensichtlich hat er diese früheren Erkenntnisse aber selbst ignoriert. Der interessierte Bürger kann sich selbst unter der Adresse www.neu-anspach.de/sv_neu_anspach/PDF/Bekanntmachungen/Jahresabschluss 2015.pdf

      ein Bild davon machen, mit welchen finanziellen Lasten die neue Bürgermeister-Amtsperiode im Juli beginnt.

       

      Um den Zustand der städtischen Finanzen in Neu-Anspach gibt es seit Vorlage des Haushaltes 2017 heftige Diskussionen - die Presse berichtete ausführlich darüber. Nun hat die Stadt den Jahresabschluss für 2015 veröffentlicht. Von besonderem Interesse dürfte das Kapitel „Rechenschaftsbericht“ sein - zu finden ab Seite 78. Hier findet sich folgende, zutreffende Feststellung des Bürgermeisters (Zitat):

       

      Mit einem Jahresfehlbetrag im ordentlichen Ergebnis von 1.669.367,27 € und einem außerordentlichen Überschuss von 894.032,42 € verbucht die Stadt Neu-Anspach ein weiteres Defizit seit Einführung der Doppik. Unter Berücksichtigung der vorgetragenen Jahresfehlbeträge kumuliert sich das auszugleichende Defizit auf bereits 10,90 Mio. €. Das Eigenkapital der Stadt ist seit Aufstellung der Eröffnungsbilanz von 13,1 Mio. € auf 3,85 Mio. € gesunken. Bei fortlaufender Entwicklung droht bereits in wenigen Jahren die bilanzielle Überschuldung, d.h. dass die Schulden das gesamte Vermögen der Stadt übersteigt, was in der Privatwirtschaft die Insolvenz zur Folge hätte. Mit den Haushaltsgenehmigungen 2014 und 2015/2016 mahnte die Aufsichtsbehörde bereits den hohen Kassenkreditstand an und fordert einen massiven Abbau. Zielvorgabe ist dabei 200 € pro Einwohner. Mit einem Stand von rund. 1.100 € pro Einwohner wird dieser Wert um ein Vielfaches überschritten – Tendenz steigend. Da auch in den Haushaltsjahren 2015 und 2016 Defizite eingefahren werden, wird sich die finanzielle Schieflage der Stadt Neu-Anspach weiter verschärfen. Gemäß der aktualisierten mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung von Oktober 2016 wird nicht mal im Jahre 2020 mit einem Haushaltsausgleich gerechnet. Auch unter Einsatz des außerordentlichen Ergebnisses wird das kumulierte Defizit das Eigenkapital komplett aufbrauchen.“

       

      Bereits in den Berichten für 2013 und 2014 finden sich zum Teil wortgleiche Feststellungen und Warnungen.

      Die Bürgerliste begrüßt in diesem Zusammenhang, dass die elektronischen Medien es den Bürgern und der Presse ermöglichen, die von der CDU gebetsmühlenartig zur Diskreditierung der b-now wiederholten Begrifflichkeiten: „postfaktisch“, „populistisch“, „Phrasen“, „Besserwisser“ und „nicht konkret“, selbst zu überprüfen. Texte und Zahlen in den Jahresabschlüssen sprechen für sich und der Blick auf die letzten 9 Jahre lässt leider einen sehr eindeutigen, negativen Trend erkennen - Neu-Anspach hat nicht nur ca. 50 Mio € Schulden, sondern ab 2017 auch kein Eigenkapital mehr und ist somit tatsächlich „pleite“. Die Schulden sind übrigens nicht, wie von der CDU behauptet, seit den 70ern sondern erst seit 2008 so massiv gestiegen.

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Ist Neu-Anspach pleite?

       

      Wenn die Stadt Neu-Anspach eine Firma wäre, dann müsste sich der Geschäftsführer auf den Weg zum Konkursgericht machen. Einfacher Grund: Das Eigenkapital ist durch fortgesetzte negative Abschlüsse aufgebraucht - der entsprechende Posten in der Bilanz rutscht 2017 ins Minus, wie die Grafik deutlich zeigt. Kurz gesagt, Neu-Anspach ist im Prinzip pleite.

       

      Nun fragt man sich, ist das eine Überraschung oder eine Art „Unfall“? Nein - es ist buchstäblich ein Niedergang mit Ansage, wie die Zitate aus den Rechenschaftsberichten der Jahre 2013 - 2015 deutlich zeigen. „Bei transparenter Darstellung aller Fakten hätten bei den Gremien und insbesondere beim Bürgermeister als oberstem Hüter der Finanzen schon spätestens 2013 alle Alarmglocken läuten müssen“ stellt b-now Fraktionsvorsitzender Bernd Töpperwien fest. b-now-Mitglied Klaus Golinski ergänzt „da wurde weiter S-Klasse gefahren, obwohl längst klar war, dass das Geld allenfalls für einen Kleinwagen reichen würde“.

       

      Der nun zur Abgabe an die Genehmigungsbehörde vorgelegte Haushalt reißt nicht nur das Ziel des Haushaltsausgleichs - er raubt der Verwaltung der Stadt auch die letzten Handlungsspielräume und wird zu weiteren drastischen Einsparungen und Beschränkungen führen. „Es ist erschreckend, mit welcher Selbstverständlichkeit über Jahre ein Niedergang erkannt wurde und mit stetig wiederkehrenden Formulierungen als Normalität abgetan wurde“ meint auch b-now Vorstand Christian Holm, dem die entsprechenden Zitate durch Klaus Golinski nach umfassender Recherche vorgelegt wurden.

       

      Mit Blick auf den laufenden Wahlkampf für das Amt des Bürgermeisters, sieht sich der Vorstand der b-now nachhaltig in seiner Auffassung bestätigt, dass es kein „weiter so“ geben kann. Eine gründliche Analyse der Möglichkeiten zum baldigen Haushaltsausgleich ist ebenso wie ein nachhaltiges Umsteuern bei den Ausgaben schnellstens erforderlich.

      Da der aktuelle Bürgermeister von Neu-Anspach in der Argumentation für seine Wiederwahl berufliche Erfahrung, geschaffene Werte und seine Beiträge aus der Vergangenheit herausstellt, räumt er damit faktisch auch seine Verantwortung für die katastrophale finanzielle Situation der Stadt ein und verschweigt z.B. dass die „geschaffenen Werte“ faktisch den Banken gehören.

       

      Mittlerweile erkennen die anderen Kandidaten die Brisanz der Lage und kündigen an, sich nachhaltig um Einsparungen einerseits und Einnahmeverbesserungen andererseits zu kümmern. Entscheiden müssen am Ende die Bürger mit ihrer Stimme bei der Wahl am 12. März 2017, wem sie das Umsteuern nachhaltig zutrauen.

       

      Chronologie

      Auszüge aus den Jahresabschlüssen der Stadt Neu-Anspach, Rechenschaftsbericht Kap. 7.1 „Stand der Aufgabenerfüllung“

      (Hervorhebung vom Verfasser - die füllenden Texte wiederholen sich in den 3 Berichten fast wörtlich)

       

      Unter Berücksichtigung der vorgetragenen Jahresfehlbeträge kumuliert sich das auszugleichende Defizit auf bereits

      2013: 8,82 Mio. €

      2014: 11,05 Mio. €

      2015: 10,90 Mio. €

      (Anm. Verfasser: in 2016 und 2017 kommen weitere Defizite von ca. 2, 5 bzw. 2 Mio € hinzu.)

       

      Das Eigenkapital der Stadt ist seit Aufstellung der Eröffnungsbilanz von 13,1 Mio. € auf

      2013: 5,5 Mi. €

      2014: 4,6 Mio. €

      2015: 3,85 Mio. €

      gesunken.

       

      Bei fortlaufender Entwicklung droht bereits in wenigen Jahren die bilanzielle Überschuldung, d.h. dass die Schulden das gesamte Vermögen der Stadt übersteigt, was in der Privatwirtschaft die Insolvenz zur Folge hätte.

      Mit den Haushaltsgenehmigungen 2014 und 2015/2016 mahnte die Aufsichtsbehörde bereits den hohen Kassenkreditstand an und fordert einen massiven Abbau. Zielvorgabe ist dabei 200 € pro Einwohner.

      Mit einem Stand von rund

      2013: 1.200 €

      2014: 1.200 €

      2015: 1.100 €

      pro Einwohner wird dieser Wert um ein Vielfaches überschritten – Tendenz steigend.

       

      Da auch in den Haushaltsjahren 2014 / 2015 / 2016 Defizite eingefahren werden, wird sich die finanzielle Schieflage der Stadt Neu-Anspach weiter verschärfen.

      Gemäß der aktualisierten mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung von ... wird

      2013+2014: erst im Jahre 2018 mit einem Haushaltsausgleich gerechnet.

      (Anm. Verfasser: auch im Haushaltsplan 2017 ist selbst bis 2020 kein Ausgleich erkennbar).

       

      Auch unter Einsatz des außerordentlichen Ergebnisses wird das kumulierte Defizit

      2013: bis dahin zwischen 11,0 – 15,0 Mio. € liegen und das Eigenkapital nahezu abgeschmolzen.

      2014: bis dahin zwischen 11,5 – 13,0 Mio. € liegen und das Eigenkapital nahezu abgeschmolzen.

      2015: das Eigenkapital komplett aufbrauchen.

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Unser Müll - kein einfaches Thema

       

      An der Stadtgrenze zu Usingen erhebt sich unübersehbar der Müll-Berg der Deponie Brandholz hinter den Gebäuden der Rhein-Main-Deponie GmbH (RMD). Nicht nur diese Präsenz sondern auch ständig wiederkehrende Diskussionen über das Thema Abfälle in der Bürgerschaft und der Politik hatte Vertreter der Bürgerliste b-now aus Neu-Anspach veranlasst, der RMD am 16. Februar , einen Besuch abzustatten.

       

      Geschäftsführer Markus Töpfer nahm sich ausgiebig Zeit, Fragen zu beantworten und die einzelnen Bereiche ausführlich zu erklären.

       

      Mit Blick auf die aktuelle Haushaltslage in Neu-Anspach nahm natürlich die Diskussion um Kosten und Aufwand für den Umgang mit Müll der Biotonnen und insbesondere auch mit dem gesammelten Grünschnitt aus den Grünecken großen Raum ein.

       

      Wir erhielten eine umfassende Übersicht über die Zusammenhänge - aber auch über die Zwänge als Folge von gesetzlichen Vorschriften und wirtschaftlichen Entwicklungen. So wurde z.B. deutlich, dass Kompostierung wesentlich komplexer geworden ist, weil dafür gesorgt werden muss, dass der Kompost die gesetzlichen Anforderungen an Keimfreiheit erfüllt und keine keimfähigen Samen mehr enthält. Weiterhin erschweren wirtschaftliche Entwicklungen die Verwertung von Grünschnitt und Holz aus den Grünecken, da es ein Überangebot an Hackschnitzeln gibt. Hier sind aktuell nur selten Erlöse zu erzielen. Je nach Marktlage müssen diese sogar gegen Bezahlung an Verbrennungsanlagen abgegeben werden. Eine Müllentsorgung kostet, je nach Müllsorte, zwischen 100 – 200 Euro pro Tonne, die an die Verbrennungsanlagen zu zahlen sind“, berichtet Artur Otto.

       

      Der Rundgang mit Markus Töpfer, der auch alle Fragen zum Betrieb und zur Technik kompetent beantworten konnte, ergab interessante Einsichten in die wohlgeordneten Abläufe eines modernen Betriebes zur Verwertung und Beseitigung von Müll, Abfällen und Abraum. Interessant für die Bürger ist dabei sicher, dass mittelfristig eine zweite Zufahrt für die Entsorger von Grünschnitt gebaut werden soll, um die Wartezeiten deutlich zu verkürzen. Auch die Themen Brandholzspange und Erweiterung des Gewerbegebietes wurden angesprochen. Beiden Ansätzen steht die RMD positiv gegenüber, so dass städtische Planungen hier auf fruchtbaren Boden fallen werden.

       

      Nach zwei hoch interessanten Stunden mit einem außerordentlich geduldigen Markus Töpfer hatten die b-now-Vertreter viele neue Informationen und Eindrücke gewonnen. „Wir sind nun deutlich besser auf weitere Diskussionen vorbereitet“, schlussfolgerte der erste Stadtrat Prof. Müller zum Abschluss der Veranstaltung, verbunden mit einem Dank an Herrn Töpfer.

       

      

      _____________________________________________________________________________________________

       

      Neu-Anspach setzt auf das Prinzip „Hoffnung & Abwarten“ und reicht nicht genehmigungsfähigen Haushalt ein

       

      Mit der Sitzung der Stadtverordneten am 7. Februar ging die intensiv geführte Debatte um den Haushalt 2017 vorerst zu Ende – mit dem unbefriedigenden Ergebnis eines Defizits von ca. 1,9 Mio. €. Insgesamt 19 Parlamentarier aus CDU/FDP, Grünen und FWG-UBN stimmten dem Haushalt zu, SPD, DIE LINKE und b-now stimmten dagegen. Damit reicht das Parlament von Neu-Anspach einen nicht genehmigungsfähigen Haushalt 2017 ein.

       

      Die strengen Vorgaben der Schuldenbremse fordern für 2017 eindeutig ein „Null-Defizit“, so dass das Regierungspräsidium fast schon automatisch verpflichtet ist, eine Nachbesserung zu veranlassen. Der im November vorgelegte Haushalt mit 2,24 Mio. € Unterdeckung wurde bekanntlich von b-now/SPD/Die Linke zurück gewiesen. Aufgrund von Anträgen, vergleichenden Analysen und intensiver Arbeit konnte in mehreren HFA-Sitzungen das Defizit auf 1,65 Mio. € Unterdeckung als Ausgangspunkt für die Stadtverordnetensitzung reduziert werden. Die CDU, aber besonders Die Grünen und FWG/UBN, drehten aber nun das Rad zurück, so dass die Stadt und ihre Bürger nun wieder eine Unterdeckung von ca. 1,9 Mio. € zu tragen haben. Dieser defizitäre Haushalt ist somit weit von einer schwarzen Null entfernt und definitiv nicht genehmigungsfähig.

       

      Die Hauptverursacher des Defizits lobten in ihren teils sehr ausschweifenden Reden die Errungenschaften der Stadt, gingen aber deutlich zu wenig auf ihre eigene Rolle ein, alle erdenklichen Mehrausgaben in den letzten Jahren genehmigt zu haben. Anstatt eine gesunde und vernünftige Balance von existierenden Einnahmen und Ausgaben zu beleuchten, wurde insbesondere das Fehlen der erwünschten Windkrafteinnahmen durch Grüne / FWG-UBN als Ursache diagnostiziert. Schon hier wurde deutlich, dass diese Gruppierungen den demokratischen Willen der Bevölkerung immer noch nicht verstanden haben und ihre Redezeit mit ideologischer Nostalgie füllten. Wie man mit einem nicht genehmigten „kleinen Windpark“, der vermeintlich 180.000 € pro Jahr einbringen soll, den Haushalt mit mehreren Millionen Defizit retten kann, bleibt eine Frage, die wohl nur Politiker dieser Fraktionen beantworten können. Anstelle von Einsicht und Wunsch nach einer gemeinsamen Lösung, wurde nach traditioneller Methode versucht, der b-now erst die Schuld zu geben und dann durch den Vergleich mit „Welpenschutz“ als Amateure dastehen zu lassen. Die starre Haltung „Qualität um jeden Preis“ verbunden mit dem Mangel an Transparenz und Kontrolle hat zu dieser Situation mit fast 50Mio. € Schulden geführt.

       

      Die b-now hat sich der Verantwortung für die Haushaltsdebate und deren inhaltlicher Ausgestaltung gestellt. Gemeinsam mit SPD und den Linken wurde u.a. auch die notwendige Erhöhung der Gewerbesteuer auf 380% - wie im HFA beschlossen – vorgelegt. Es ist jedem klar, dass solche Entscheidungen weder angenehm noch einfach sind. Aber die Zeit der leichten Entscheidungen ist vorbei. Im Gegensatz zu CDU, Grüne und FWG/UBN waren die b-now, SPD und Linke bereit diese eigenen Entscheidungen für Neu-Anspach zu verantworten. Das Vorlegen eines nicht genehmigungsfähigen Haushalts verbunden mit der Hoffnung, dass die Konsequenz vielleicht nicht so schlimm wird, widerspricht allen Standards für die die b-now steht. Hier wird weder die eigene Verantwortung ernst genommen, noch wird den Bürgern reiner Wein eingeschenkt. Bereits die Vertreter des hessischen Innenministeriums waren sehr deutlich in ihrer Präsentation und Deutung der Zahlen von Neu-Anspach und ließen keinen Zweifel daran, dass es aus deren Sicht genügend Spielraum für Erhöhungen der Kindergartengebühren, der Gewerbesteuer und der Grundsteuer B gibt. Die b-now sieht in der jetzigen Situation das Solidaritätsprinzip als einzig gerechte Lösung an. Sowohl Unternehmen als auch die Bürger werden um eine Erhöhung der Steuern und Gebühren nicht herumkommen. Die Frage ist, ob die Parlamentarier genügend Rückgrat haben, um harte und notwendige Entscheidungen selbst zu treffen oder ob man lieber nach Wiesbaden zeigt und anderen die Beschlüsse überlässt.

       

      Vor diesem Hintergrund muss man auch die Rolle des Bürgermeisters sehen, der mit verantwortlich für die finanzielle Misere der Stadt ist. Erst im September 2016 festzustellen, dass die Finanzen aus dem Ruder laufen werden, war doch deutlich zu spät. Nicht zu vergessen, dass er mit dem Hochtaunuskreis Mitte 2016 einen Vertrag über die Nachmittagsbetreuung der Grundschüler abgeschlossen hat , bevor dieser vom Parlament dann nachträglich akzeptiert werden musste - und schon im Sommer bei der Grundsteinlegung des Adam Hall Neubaus getönt hatte, man werde die Gewerbesteuer „nur“ um 2 Punkte auf 357% erhöhen – eine unzulässige Zusage, die durch keinen Beschluss des Parlaments gedeckt war. Dass der Schuldenberg seit 10 Jahren fast unkontrolliert wächst und keine aktive Gegensteuerung erfolgt, lässt Aussagen über „Erfolge“ und „gute Arbeit“ zumindest in einem sehr fraglichen Licht dastehen. Über seine Verhältnisse leben kann jeder – sich selbst dann aber dafür zu loben und die Verantwortung an alle anderen zu geben, ist nicht die Verhaltensnorm, die eine Führungspersönlichkeit aufweisen sollte.

       

      Fazit: Nach dem Motto: "weiter so in unserer Verschuldung und Entsolidarisierung der Bürger" kann und darf Politik in Neu-Anspach nicht fortgeführt werden.

       

      Sowohl Parlament als auch der zukünftige Bürgermeister müssen sich gemeinsam mit den Bürgern dafür stark machen, die Finanzen eigenverantwortlich zu sanieren. Neue Einnahmequellen müssen erschlossen werden (Neubau von Wohnungen, Ansiedelung von Gewerbe), aber auch Kostensenkungen in der Verwaltung und Anpassungen der Leistungen werden unumgänglich sein.

       

      Wichtigste Aufgabe für die nahe Zukunft ist es jetzt, die Bürger unserer Stadt offen und ehrlich zu informieren, ihre Solidarität einzufordern um gemeinsam mit der Politik an einem Strang zu ziehen. Wesentliche Stichpunkte unserer Haushaltsrede finden Sie hier.

      _____________________________________________________________________________________________

       

      

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Fragen der b-now zum Haushaltsentwurf sind eingereicht

       

      Seit der Rückgabe des Haushaltes am 3. Dezember werden wir von CDU, Grünen und FWG-UBN angegriffen, da wir nicht bereit waren, in das „weiter so“ bei der Schuldensteigerung einzustimmen, Heftige Kritik war die Folge. Laut Sitzungsprotokoll hat Frau Schirner (Grüne) unseren Antrag. nicht verstanden, Holger Bellino nannte unsere Rückweisung gar  „verräterisch und hintertückisch“.

       

      Warum haben wir uns hier quer gelegt?

       

      Die Verfassung des Landes Hessen wurde im März 2011 um eine „Schuldenbremse“ erweitert. Bereits seit Jahren genehmigen die Aufsichtsbehörden die Haushalte der Kommunen nur mit strengen Auflagen und weisen immer wieder darauf hin, dass spätestens ab dem Haushaltsjahr 2017 der Haushalt im ordentlichen Ergebnis ausgeglichen zu sein hat. In Neu-Anspach steht nun ein Haushalt 2017 mit rund 2 bis 4,6 Mio Euro Defizit zur Diskussion - je nach Zustimmung der Stadtverordneten zu der von der Verwaltung eingebrachten Umsetzungsmatrix.

       

      Was bedeutet das für Neu-Anspach?

       

      Das Hessische Innenministerium sagt hierzu: „Die Haushaltsgenehmigung wird defizitären Kommunen nur unter strengen Auflagen erteilt, deren Einhaltung von den Aufsichtsbehörden zu überwachen ist.“ Und weiter in der Leitlinie zur Konsolidierung kommunaler Haushalte:  „Ein Wachstum bei den Aufwendungen darf  grundsätzlich nicht zugelassen werden.“

       

      Wie entwickeln sich z.B. die Aufwendungen in Neu-Anspach?

       

      Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen weisen im Haushaltsentwurf für 2017 erhebliche Ausgabensteigerungen auf, die nur mit Kommentaren wie: Porto, Telefonkosten, Treibstoffe, Gerätebedarf, Fremdleistungen oder Instandhaltung versehen wurden. Gegenüber 2015 treten allein 11 Produktbereiche hervor, bei denen diese Zuwächse für Sach- und Dienstleistungen zusätzliche 470.000 Euro ausmachen. Auch bei den internen Leistungsverrechnungen sind teils erhebliche Steigerungen zu verzeichnen.

       

      Wie geht es weiter?

       

      Seit einer Woche liegen der Verwaltung die Fragelisten der b-now zu diversen Haushaltsposten vor. Ziel ist die kritische Überprüfung aller Kosten. Letztlich geht es darum, zu vermeiden, dass die Aufsichtsbehörde die Regie übernimmt und uns zwingt, massive Einschnitte bei den freiwilligen Leistungen vorzunehmen sowie Steuern und Gebühren weiter zu erhöhen.

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Presseinformation der Bürgerliste neue offene Wählergemeinschaft Neu-Anspach

      Hütchenspielertricks im Rathaus

       

      Anhand einer Präsentation des Bürgermeisters, die in drei Berichten in der letzten Woche kommentiert veröffentlicht wurde, wird versucht, den Bürgern einzureden, die vorläufige Haushaltsführung sei der Haushaltszurückweisung durch b-now, SPD und Linke geschuldet. So wird z.B. schon zum 1. Januar eine verfehlte Personalplanung in der Bücherei, mit Folge einer vorübergehenden Schließung, der eingeschränkten Haushaltsführung zugeordnet. Auch ein Ausfall des Amina-Taxis für ältere Bürger wurde schon angedroht. Um gezielt Stimmung zu machen wurden sogar Mitarbeiter der Verwaltung zitiert – das ist in der öffentlichen Diskussion mehr als grenzwertig.

      

       

      Das Ganze ist offensichtlich ein wahltaktisches Hütchenspiel.

       

      Bekanntlich hatten die drei Fraktionen den Haushalt mit einem gemeinsamen Antrag an die Verwaltung zurück überwiesen - mit der Maßgabe, alle Positionen kritisch zu überprüfen, da die strikte Vorgabe der Genehmigungsbehörde lautet, in 2017 einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen.

       

      Nun wird bewusst dramatisiert. Die Wiederbesetzungssperre beim Personal hätte schon jetzt fatale Folgen und die Annahmen des Antrages über mögliche Einsparungen, seien ja viel zu hoch – gut möglich, es sind ja Annahmen. Am eigentlichen Problem wird jedoch mit Scheuklappen vorbei geschaut.

       

      Fakten: Die aktuelle Vorlage des Magistrats weist ein Defizit von „nur“ rund 2 Mio Euro aus – allerdings unter der Voraussetzung, dass alle Streich-Punkte der sogenannten Umsetzungsmatrix in Höhe von ca. 2,6 Mio Euro durch die Stadtverordneten beschlossen werden. Zusätzlich gibt es auch noch die „Liste der Grausamkeiten“ über 1,07 Mio Euro aus dem Sommer 2016, die dann ans Eingemachte gehen würde - Schwimmbad und Bücherei schließen, Grundsteuer erhöhen, Kita Gebühren erhöhen usw. Folglich ist nach diesem Ansatz kein ausgeglichener Haushalt möglich, selbst dann nicht, wenn alle Vorschläge der Verwaltung umgesetzt würden. Bei einer Ablehnung von Umsetzungsmatrix und Streichliste durch die Politik stünde in Summe ein erschreckendes Defizit von 4,6 Mio Euro für den Haushalt 2017 im Raum.

       

      Vom Bürgermeister wird nun die diesjährige, vorläufige Haushaltsführung als üble Konsequenz der Haushaltszurückweisung dargestellt. Er unterschlägt dabei zwei Dinge: Erstens hätte die Vorlage des nicht ausgeglichenen Haushalts in jedem Fall zu einer vorläufigen Haushaltsführung mit allen von ihm nun beschriebenen Konsequenzen geführt. Zweitens ist diese Situation (außer in 2016, bedingt durch den Doppelhaushalt 2015 / 2016) mit nicht genehmigten Haushalten seit mehreren Jahren gelebte Praxis - teilweise bis in den August hinein – auch in diesen Jahren wurde weder die Bücherei noch das Schwimmbad geschlossen. Selbst ohne Zurückweisung des Haushalts ist die vorläufige Haushaltsführung nach § 99 HGO (Hessische Gemeindeordnung) somit unausweichlich.

       

      Das primäre Ziel der Zurückverweisung des Haushaltsentwurfs an den Magistrat ist es, die vielen Sammelthemen und Haushaltsansätze nachhaltig zu hinterfragen. Dies sind z.B. die Steigerungen bei einigen Sach- und Dienstleistungen um 20% - 100% oder die erhebliche Steigerung von diversen Zuschüssen und Zuweisungen oder deutliche Steigerungen bei internen Leistungsverrechnungen. Die Gründe für diese Steigerungen müssen ergründet werden.

       

      In der anstehenden Haushalts-Klausurtagung am 28. Januar wird sich zeigen, ob es möglich sein wird, den Durchgriff der übergeordneten Behörden zu verhindern – denn wenn das Regierungspräsidium regulierend eingreift, haben wir als Stadt keinen Einfluss mehr auf die dann von oben diktierten Sparmaßnahmen so wie Steuer- und Gebührenerhöhungen.

       

      Daher, liebe Mitbürger, lassen Sie sich nicht täuschen und verunsichern. Unsere intensive Arbeit und Auseinandersetzung ist darauf gerichtet, Belastungen für die Bürger Neu-Anspachs zu minimieren und in der Verwaltung trotzdem handlungsfähig zu bleiben.

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Was nutzt es…?

       

      Die Presse der letzten Tage spart nicht mit süffisanter Kritik daran, dass die b-now keinen eigenen Bürgermeister-Kandidaten in die „Schlacht“ um das Neu-Anspacher Rathaus schicken wird.

       

      Verständlich nur in so fern, als es unter den alt hergebrachten machtpolitischen Gesichtspunkten für Viele ein Zeichen von Stärke zu sein scheint, an jeder noch so sinnlosen „Schlacht“ teilzunehmen. Doch es macht Sinn, tiefer zu blicken.

       

      Was nutzt es, eine „Machtposition“ zu erobern, ohne die mehrheitliche Unterstützung  der Entscheidungsträger zu haben? Ein plakatives Beispiel dafür, wie machtlos sogar ein Politiker an oberster Stelle eines Staates sein kann, wenn ihm Mehrheiten fehlen, haben wir in den letzten 8 Jahren in den USA beobachten können. Barak Obama hat die Wahl zum Präsidenten zwar gewonnen, wurde aber in wichtigen Entscheidungen blockiert. Einem gewählten Kandidaten der b-now würde ein vergleichbares Schicksal blühen. Dass dem sicher so wäre, lässt sich an den Mehrheitsverhältnissen im Magistrat und der Stadtverordnetenversammlung einfach nachvollziehen.

       

      Wir haben uns die Entscheidung, keinen eigenen Kandidaten zu stellen, nicht leicht gemacht. Mit fünf potentiellen Kandidaten wurden intensive Gespräche geführt. Am Ende des Prozesses stand die Entscheidung, keinen eigenen

      b-now-Kandidaten zu nominieren.

       

      Mit der aktuellen Kritik der Presse können wir daher gut leben, denn es ist kurzsichtig und wenig sinnvoll, sich und den Wählern einen „eigenen“ Rathauschef zu bescheren, der machtlos ist – Stillstand bei wesentlichen Entscheidungen wäre die Folge. Spätestens dann käme berechtigte Kritik auf - daran, dass wir einen eigenen Kandidaten in eine aussichtslose Schlacht geschickt hätten.

       

      Ob die b-now am Ende der Legislaturperiode auf Erfolge zurück blicken kann, wird entscheidend davon abhängig sein, dass sich zukünftig Mehrheiten für unsere Ansätze finden lassen. Das wird unsere Herausforderung für die nächsten Jahre sein.

       

      ______________________________________________________________________________________________

       

       

       

       

      

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

       

      ______________________________________________________________________________________________

       

       

      Neu-Anspach, den 21.12.2016

       

      Der Vorstand

      b-now bezieht Stellung zur anstehenden Bürgermeisterwahl

       

      Im März 2017 wählt Neu-Anspach einen neuen Bürgermeister. Nachdem die erst im September 2015 gegründete Bürgerliste b-now in den vergangenen Monaten nachhaltig auf das politische Geschehen in Neu-Anspach Einfluss nehmen konnte - 27%-Erfolg bei der Kommunalwahl, Akteneinsichtsausschuss zum Windkraftvertrag, erfolgreicher Bürgerentscheid - galt es nun realistisch die Chancen für einen eigenen Kandidaten abzuwägen. Erwartete über 50 Millionen Euro Schulden bis Ende 2017 sind die größte Herausforderung vor der Neu-Anspach je stand. In schweren Zeiten geht es für den zukünftigen Bürgermeister nicht nur um persönliche Integrität und Kommunikationsfähigkeit, sondern um Sachkenntnis und Erfahrung in der kommunalen Haushaltsführung. Als neue politische Kraft kann die b-now den unbedingt notwendigen kommunalpolitischen Hintergrund noch nicht vollumfänglich  in die Waagschale werfen. Es wäre daher vermessen, einen eigenen Kandidaten für das Amt des Bürgermeisters ins Rennen zu schicken, zumal dessen Stand  sehr schwer wäre.

       

      Die Ergebnisse der Politik unter der aktuellen Führung während der letzten 10 Jahre sind für jeden Wähler sichtbar: stetig steigende Schulden, ein gescheitertes Windkraft-Projekt und ein ruppiger Ton, geprägt von Vorwürfen und Anschuldigungen. Folglich soll eine Veränderung eingeleitet werden, ein „Weiter so“ oder „Jetzt erst recht“ wie es der aktuelle Amtsinhaber proklamiert, wird die Situation massiv verschlimmern.

       

      Jede grundlegende Veränderung erfordert  zukünftig einen Bürgermeister, der über emotionale Intelligenz und Sachkenntnisse verfügt, so wie kommunalpolitische Erfahrungen, Kommunikationsfähigkeit und Struktur mitbringt. Die Fähigkeit, Kompetenzen und Ideen aller politischen Gruppierungen einzubeziehen ist eine Kernaufgabe für jeden Bürgermeister. Kooperation statt Konfrontation, gemeinsam statt einsam, für die Stadt nicht für sich selbst – das muss einen Bürgermeister ausmachen.

       

      Die b-now spricht sich ausdrücklich dafür aus, unbedingt zur Wahl zu gehen und für eine Veränderung zu stimmen. Die Bürgerliste sichert jedem neuen Bürgermeister  konstruktive Unterstützung im Parlament wie im Magistrat zu, wo immer die Belange der Bürger und der Stadt im Mittelpunkt stehen.

       

      Folgendes Zitat fasst die Situation treffend zusammen „Ich weiß nicht, ob es besser wird, wenn sich einiges ändert - ich weiß aber sicher, daß sich einiges ändern muss, damit es besser wird.“

      Mit freundlichen Grüßen

Christian Holm           Artur Otto Bernd          Töpperwien

      _____________________________________________________________________________________________

       

      Vorstellung der Eckpunkte zum Haushalt 2017 der Stadt Neu-Anspach

       

      Kommentar des Fraktionsvorsitzenden der b-now:

      In der Stadtverordnetensitzung am 13.11. wurde der Haushaltsentwurf der Verwaltung für 2017 eingebracht. Entgegen der üblichen Praxis jedoch ohne Haushaltsrede der Bürgermeisters, der durch Erkrankung abwesend war. Prof. Müller als sein Stellvertreter war nicht ermächtigt, hier einzuspringen. An Stelle der Rede wurde eine Präsentation ins Netz gestellt, die wir hier veröffentlichen.

       

      Der Entwurf weist erneut ein erhebliches Defizit (2,27 Mio €) auf und erfüllt somit nicht annähernd die Forderung an einen ausgeglichenen Haushalt. Eine Zwangsverwaltung durch das Regierungspräsidium- mit unabsehbaren Folgen- könnte die Folge sein.

       

      Wir haben unsere Sicht der Dinge zu diesem Entwurf in einer PM unter dem Titel "Ein Haushaltsentwurf zum Fürchten" dargelegt und die Verwaltung aufgefordert, drastische Nachbesserungen bis zur Haushaltsklausur am 3.12. einzusteuern, um den Anforderungen des Gesetzgebers gerecht zu werden und weitere Schritte einzuleiten, die auf eine Konsolidierung des Haushaltes zielen. Ein entsprechender Antrag wurde eingebracht.

       

      In den folgenden Wochen werden wir Sie über aktuelle Entwicklungen auf dem Laufenden halten und würden uns über Ihren aktiven Beitrag zu dieser Thematik bei unserem Stammtisch am 24.11. um 19:30 in der Linde freuen.

       

      Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017

       

      Ein Haushaltsentwurf zum Fürchten (Presseinformation der b-now)

       

      Antrag der b-now, den Entwurf der Haushaltssatzung an die Verwaltung zur Überarbeitung vor der HFA-Klausur zurück zu verweisen

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Vorbemerkung:

      Die Stadt Neu-Anspach wird auch in diesem Jahr mehr Geld ausgeben als geplant - insgesamt 2,5 Mio €. Warum wurde hier nicht bei Zeiten gegengesteuert - zumal Bürgermeister Hoffmann in einem Interview mit der TZ zum Besten gab, schon Anfang des Jahres geahnt zu haben, dass die prognostizierten Einnahmen nicht kommen werden? Aus unserer Sicht ist ein wesentlicher Grund, dass der erste Bericht zur Haushaltslage am 31.8. erstellt wurde und Magistrat und Stadtverordneten erst am 16.9 vorgelegt wurde- viel zu spät für notwendige Sparmaßnahmen. Wenn Herr Hoffmann jetzt in der Presse die Stadtverordneten für seine Versäumnisse verantwortlich machen will, ist das schlicht "schofel".

       

      Als Chef der Verwaltung hat der Bürgermeister dafür Sorge zu tragen, dass der Haushalt nicht aus dem Ruder läuft. Dazu ist jedoch nötig, die Situation regelmäßig zu überwachen, zu kommunizieren und Gegenmaßnahmen einzuleiten. Dieses Versäumnis haben wir ihm am Dienstag in der StaVo-Sitzung mit beiliegender Erklärung vorgehalten.

       

      Neu-Anspach, den 27.09.2016

      An den Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung

      Bericht zum Stand des Haushaltsvollzuges

       

      Heute sollen wir Stadtverordnete einen Zwischenbericht zum Haushalt 2016 „zur Kenntnis nehmen“, der ein Defizit von ca. 2,5 Mio € aufweisen wird.

       

      Die Fraktion der b-now geht davon aus, dass Bürgermeister Hoffmann seinen Verpflichtungen zur regelmäßigen Überwachung und Einhaltung der Haushaltsvorgaben gemäß §28 GemHVO nicht gerecht geworden ist.

      Trotz seiner frühen Erkenntnis, dass die Einnahmen deutlich hinter den Erwartungen zurück bleiben, wurde weder eine Haushaltssperre gemäß §107 GemHVO, ein rechtzeitiger Investitionsstopp oder ein Nachtragshaushalt auf den Weg gebracht.

       

      Das dem Bürgermeisters gemäß § 63 HGO zustehende Recht, Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung zu widersprechen, wurde von Herrn Hoffmann nicht genutzt. Nun die Verantwortung für einen Fehlbetrag von zusätzlich 1,6 Mio € öffentlich den Stadtverordneten zuzuweisen ist folglich nicht angebracht.  Zudem waren den Stadtverordneten die notwendigen Informationen zur Haushaltslage bis zum 16.09. nicht zugänglich.

      
Die Fraktion der b-now

      ______________________________________________________________________________________________

       

      DANKE NEU-ANSPACH

      FÜR DIESES ERGEBNIS!

       

      ______________________________________________________________________________________________

       

       

      

       

      ______________________________________________________________________________________________

       

         Unser aktueller Flyer anklicken

      ______________________________________________________________________________________________

       

      Gestattungsvertrag endlich einsehbar!

       

      Nach langen Bemühungen der b-now um Transparenz und nach einem offenen Brief an Bürgermeister Hoffmann wurde am Freitag der bisher als geheim bezeichnete Gestattungsvertrag endlich veröffentlicht.  Warum erst jetzt? Eine erste Erklärung findet sich auf dem Deckblatt, wo nun für jeden nachzulesen ist, dass nicht die vom Parlament legitimierte Bietergemeinschaft aus Süwag und juwi Vertragspartner ist, sondern, wie Herr Stein von juwi am 2.9. sagte, eine "leere Hülle" (Neu-Anspach Wind GmbH & Co KG). Jetzt haben alle Bürger selbst die Möglichkeit, sich von den offensichtlichen Schwächen und Risiken dieses Vertragswerkes zu überzeugen. Da es nicht einfach ist, alle versteckten Fallstricke im Vertrag zu identifizieren, werden wir diese in den kommenden Tagen erläutern, um Ihnen eine Fakten gestützte Entscheidung am 18.9. zu erleichtern.

       

      Hier können Sie den Vertrag einsehen

      ______________________________________________________________________________________________

       

       

      Konstituierende Sitzung am 19. April, erste Erfahrungen mit der politischen Verantwortung

       

      Bekanntlich hatten wir am 6. März aus dem Stand 27% der Stimmen auf uns vereinigen können. Das gab es so noch nicht in der Kleeblattstadt. Verwerfungen, Frustrationen und Abwehrhaltungen machten sich bei einigen Vertretern der Altparteien breit. An eine Arbeit ohne Vorbehalte gegen unsere Fraktion ist noch nicht zu denken. Wir arbeiten jedoch mit guten und konstruktiven Vorschlägen daran,  Neu-Anspach gemeinsam mit allen Stadtverordneten voran zu bringen.

      Seit der konstituierenden Sitzung am 19.April, sind wir, die Bürgerliste neue offene Wählergemeinschaft ( b-now), im Stadtparlament von Neu-Anspach angekommen.

       

      Unsere Magistratsmitglieder

      1.Reihe,  von links:  Bernhard Büttner, Prof. Dr. Gerriet Müller (1. Stadtrat), Dr. Karl Kirberg

       

      Unsere Parlamentarier

      2. Reihe, von links: Thomas Roepke, Till Kirberg (stellv. Fraktionsvorsitzender), Bernd Töpperwien (Fraktionsvorsitzender), Christian Holm, Artur Otto (Geschäftsführer)

      3.Reihe, von links

      Roland Höser, Wilhelm Deininger, Matthias Henninger, Monika Henrici, Klaus Golinski

       

      Nach einer einführenden Standpauke unseres Alterspräsidenten Wilhelm Deininger zur katastrophalen Finanzlage der Stadt, wurde der Stadtverordnetenvorsteher gewählt. Dieser Posten steht der stärksten Fraktion, also der CDU zu, so dass Holger Bellino für diesen Posten vorgeschlagen wurde. Da sich Herr Bellino während des Wahlkampfes und danach gegenüber der b-now nicht neutral verhalten hatte (er bedauerte in der Presse, dass die "Windkraftgegner" ins Parlament eingezogen sind), haben wir uns bei seiner Wahl mit der vorgenannten Begründung  (s.Anlage) geschlossen enthalten, ebenso taten dies die Linken und Herr Bellino selbst.

      Anschließend wurden die Mitglieder des Magistrats in einer geheimen Listenwahl gewählt. Um schon jetzt die Wiederwahl von Bürgermeister Hoffmann sicher zu stellen, handelte die CDU mit der SPD einen Deal aus. Die SPD sollte keinen eigenen Kandidaten für die Bürgermeisterwahl im nächsten Jahr aufstellen. Als Gegenleistung wurde Frau Seifert (SPD) der Posten der 1. Stadträtin „zugesichert“.  In der festen Überzeugung, dass diese Abmachung klappt, wurden die Listenplätze gemischt, so trat Frau Seifert an erster Stelle der CDU-Liste und Herr Strempel an erster Stelle der SPD-Liste an.

      Dank dem Umstand, dass sich die Linke enthielt und nicht alle CDU- und SPD-Parlamentarier der Absprache ihrer Parteiführung  zustimmten, musste die Position des ersten Stadtrats ausgelost werden. Das Los fiel auf die b-now, so dass der Posten des 1. Stadtrats von Prof. Dr. Gerriet Müller übernommen wird. Er ist damit 1. Stellvertreter des Bürgermeisters.

       

      Wegen der Komplexität der Vorschriften war von den Wahlverantwortlichen übersehen worden, dass zuerst zwischen CDU, SPD und b-now die Vergabe des 11. Magistratssitzes hätte ausgelost werden müssen. Dadurch kam am Folgetag erhebliche rechtliche Unsicherheit auf.

      Anmerkung: Da den Stadtverordneten zu diesem Problem keine juristische Stellungnahme vorgelegt werden konnte, (es handelte sich bei diesem Fehler um einen Präzedenzfall), wurde die Beschlussvorlage des Bürgermeisters, das Losverfahren für den 11. Magistratssitz nachzuholen, vor der Folgesitzung am 26. April zurück gezogen. Mit Ablauf der Einspruchsfrist ist das Thema erledigt und Herr Hollenbach (SPD) behält seinen Magistratssitz. Jede andere Lösung hätte unabsehbare Folgen, bis hin zu langfristigen juristischen Streitigkeiten und - bedingt dadurch -, Arbeitsunfähigkeit des neuen Stadtparlaments zur Folge gehabt.

      Nach der aus Sicht der Altparteien missglückten Magistratswahl war die Stimmung insgesamt sehr durchmischt. Während wir uns in die neue Situation einarbeiteten, wurde in den Reihen der CDU von Verrat gesprochen. In der Presse ließ die CDU Fraktion wissen, dass man die Schuldigen finden- und bestrafen wolle.

      Die b-now ist sich dazu einig: "In einer Demokratie hat jeder Parlamentarier das Recht, nach seinem Gewissen zu entscheiden – auch in Neu-Anspach!"

       

      Fortsetzungen folgen:

      Zu den Parlamentssitzungen werden wir jeweils eine kurze Zusammenfassung der aus unserer Sicht wesentlichen Fakten einstellen.

       

       

     

     
    

   

   
   
     

   

   
   

  

  
  
  
  
  
   